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1. EINLEITUNG 

Mit der Wiedervereinigung ist die bundesdeutsche Außenpolitik in ihre vierte 
Entscheidungsphase nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges eingetreten. Anders als in den 
Phasen zuvor, der "Westbindung" (1949-1955), den "Ostverträgen" (1969-1972) und der 
"Nachrüstungsdebatte" (1977-1983), konnte die Bundesrepublik ihre außenpolitischen 
Prioritäten nach 1990 unabhängig von den Zwängen des Ost-West-Konfliktes definieren. 
Diese neue Gestaltungschance ist in der deutschen Außenpolitikforschung und der politischen 
Publizistik unter dem Stichwort der "Normalisierung" diskutiert worden.1 Die Debatte kreiste 
um die Frage, ob sich die deutsche Außenpolitik im Hinblick auf ihre Ziele und Instrumente 
dem Verhalten anderer westlicher Demokratien anpassen werde, mithin "normaler" werden 
würde.2 
Die Mehrzahl der Analysten prognostizierte, dass Deutschlands Kurs weiterhin durch die 
internationale Umwelt bestimmt werde. Die Vertreter der realistischen Schule in den 
Internationalen Beziehungen betonten den Wandel der internationalen Machtkonstellation 
nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion (Mearsheimer 1990; Waltz 1993). Dieser 
Strukturwandel spiegele sich zum einen, angetrieben durch den Zuwachs an Territorium, 
Bevölkerung etc., in einem "Aufstieg Deutschlands" zur "Zentralmacht in Europa" wider.3 
Zum anderen würden sich die Strategien und Instrumente der deutschen Außenpolitik den 
neuen Gegebenheiten anpassen. Deutschland werde grundsätzlich versuchen, seinen Einfluss 
in internationalen Institutionen zu maximieren und parallel zunehmend seine Interessen auch 
autonom (i.e. außerhalb der EU, NATO, OSZE etc.) wahrzunehmen 
(Baumann/Rittberger/Wagner 1999).  
Auch aus einer systemischen Perspektive – aber mit anderen Schlussfolgerungen - 
argumentierten Vertreter der "institutionalistischen Schule", dass die fortwährende 
Verankerung der Bundesrepublik in internationalen Institutionen das Außenverhalten 
Deutschlands stabil halten würde.4 Das wiedervereinigte Deutschland werde weiterhin 
"Einbindungspolitik"5 in internationale Institutionen wie der NATO und der EU betreiben, 
weil sich diese in der Vergangenheit als effektive Verhandlungskanäle für das Management 
der Interdependenzkosten im wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Bereich erwiesen 
hätten (Senghaas 1995; Staack 1997; Müller 1999). 
In der Auseinandersetzung mit den Vertretern der systemischen Ansätze bildete sich seit 
Anfang der 1990er ein neuer Forschungsstrang in den Internationalen Beziehungen heraus, 

                                                 
1  Sehr gute Zusammenfassungen der Debatte finden sich bei: Gordon 1994; Hellmann 1997; Hellmann 1997a; 

McAdams 1997; Peters 1997. 
2  Was in diesem Zusammenhang als normal zu gelten habe, wurde nicht thematisiert. 
3  Vgl. Schwarz 1994, 1994a; Baring 1994; Brill 1994; Schöllgen 1999: 182-230; van Orden 1991. 
4  Vgl. stellvertretend: Banchoff 1999; Katzenstein 1997a; Keohane/Hoffmann 1993; Anderson/Goodman 

1993; Hampton 1996. 
5  Für diesen Begriff vgl. Hellmann 1994: 3, FN 9.  
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der die rationalistischen Grundannahmen - außenpolitisches Verhalten als Reaktion auf 
materielle Anreize oder strukturelle Gewichtsverschiebungen, grundsätzlich in Frage stellte. 
Zwar gehen die Vertreterinnen dieser Ansätze auch davon aus, dass die "Außenpolitik der 
Berliner Republik" durch Kontinuität geprägt sei, doch begründet wird dies mit dem Verweis 
auf die in der deutschen Gesellschaft geteilten Normen, Werte, Prinzipien.6 

Konstruktivistische Ansätze zur Analyse der deutschen Außenpolitik 

Gemeinsam ist den "Vertretern dieser konstruktivistischen Perspektive" zum einen die Kritik, 
dass soziale Strukturen, wie Machtrelationen und Institutionen, nicht objektiv, sondern sozial 
konstruiert sind (Risse 1999: 36-37). Konstruktivistinnen gehen darüber hinaus davon aus, 
dass soziale Strukturen und Akteure sich gegenseitig konstituieren. In methodischer Hinsicht 
folgt daraus drittens, dass Konstruktivistinnen die Präferenzordnungen von Akteuren nicht als 
gegeben hinnehmen, sondern sie als Ausdruck sozial konstruierter Identitäten, Kulturen etc. in 
das Zentrum ihrer Analyse stellen.7 
Für die Analyse der deutschen Außenpolitik lassen sich grundsätzlich drei unterschiedliche 
konstruktivistische Ansätze unterscheiden. Im Mittelpunkt der Untersuchungen zur "politisch-
militärischen und strategischen Kultur" der Bundesrepublik stehen die Auswirkungen der 
Kriegserfahrungen auf die außenpolitischen Zielvorstellungen Nachkriegsdeutschlands.8 So 
geht Thomas Berger in seiner vergleichenden Studie zur deutschen und japanischen 
Nachkriegsaußenpolitik davon aus, dass beide Staaten nach den (unterschiedlichen) 
Erfahrungen von Krieg, Genozid und Atombombenabwurf durch "historische Lernprozesse" 
eine spezifische "antimilitaristische politisch-militärische Kultur" aufgebaut hätten (Berger 
(1998: 6f.). 
Während die Autoren dieser "kulturalistischen Interpretation" die Pfadabhängigkeit der 
deutschen Außenpolitik nach 1990 betonen (Longhurst 2000: 236-238), heben die Verfechter 
einer "poststrukturalistischen Interpretation" die Kodetermination zwischen Akteursidentität 
und Akteursverhalten heraus.9 Deutsche Außenpolitik kann aus dieser Perspektive als Prozess 
der nationalen Identitätsbildung verstanden werden, der über Diskurse, die die 
„Möglichkeitsräume abstecken und diese zugleich argumentativ im Sinne von 
Machbarkeitsszenarien und Politikempfehlungen entscheidungsvorbereitend strukturieren“, 
abläuft (Hellmann 1999: 101; ferner Bach 1999: 10).10 
Eine dritte konstruktivistische Herangehensweise erklärt die Kontinuität der deutschen 
Außenpolitik angesichts der dramatischen Veränderungen im externen und internen Umfeld 

                                                 
6  Zur Abgrenzung zwischen konstruktivistischen und rationalistischen Ansätzen in der deutschen 

Außenpolitikanalyse: Boekle/Rittberger/Wagner 1999: 3-7. 
7  Vgl. für Überblicksdarstellungen zum Konstruktivismus: Schaber/Ulbert 1994; Checkel 1998; Katzenstein 

1996; Adler 1997; Jetschke/Liese 1998; 1999; Guzzini 2000. 
8  Vgl. Berger 1996; 1998; Markovits/Reich 1997; Longhurst 2000; Hoffmann//Longhurst 1999; Herwig 1997. 
9  Vgl. Bach 1999; Hellmann 1999; Hellmann 2000.  
10  Inwieweit die Autoren dieses Forschungsstranges noch als Konstruktivisten im Sinne Adlers (1997) 

verstanden werden können, ist durchaus diskutabel, aber irrelevant für die Bewertung ihrer 
Forschungsergebnisse. 
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nach der Wende von 1989 durch die "Stabilität der deutschen außenpolitischen Rolle". 11 
Ausgehend von Maulls vergleichender Analyse der deutschen und japanischen Außenpolitik 
(Maull 1990, 1990a, 1992, 1993) fließen systemische Faktoren als sozial konstruierte 
"Rollenerwartungen anderer Staaten" (alter part einer Rolle) und gesellschaftliche Faktoren 
als "Rollenerwartungen der eigenen Gesellschaft" (ego part einer Rolle) in die Analyse des 
Trierer DFG-Projektes „Zivilmächte“ zur deutschen Außenpolitik ein (Harnisch 1996; 
Kirste/Maull 1996: 293-296).12 Die "außenpolitische Rolle" wirkt mithin als Prisma für 
externe und interne, materielle und immaterielle Faktoren, die sich über die Rollenperzeption 
der außenpolitischen Elite in Verhalten niederschlägt. 
Zehn Jahre nach der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten stellt sich daher in 
empirischer Hinsicht die Frage, ob und inwieweit der Epochenwechsel von 1989 Ziele, 
Strategien und Instrumente der deutschen Außenpolitik verändert hat. Parallel erscheint es aus 
theoretischer Sicht interessant, die unterschiedlichen Erklärungsansätze einer kritischen 
Prüfung hinsichtlich ihrer Stringenz und Erklärungskraft zu unterziehen (Peters 1997: 383). 
Im folgenden Beitrag soll deshalb die Frage beantwortet werden, ob und inwieweit der 
"Zivilmachtsansatz" von Maull geeignet ist, die von ihm konstatierte "modifzierte 
Kontinuität" in der deutschen Außenpolitik seit 1990 zu beschreiben und zu erklären. Zudem 
wird der Frage nachgegangen werden, welche explanatorischen Stärken und Schwächen 
diesen rollentheoretischen Ansatz von anderen Ansätzen unterscheiden, bzw. auszeichnen.13 
In Abschnitt II werden zunächst die Grundzüge des rollentheoretischen Zivilmachtsansatzes 
dargestellt. Abschnitt III faßt die empirischen Ergebnisse der zivilmachtsbasierten Forschung 
zur deutschen Außenpolitik in den 1990er Jahren zusammen. In Abschnitt IV werden die 
theoretischen Stärken und Schwächen des Ansatzes in vergleichender Perspektive kritisch 
reflektiert. Abschließend werden in Abschnitt V einige Perspektiven für die 
Weiterentwicklung des rollentheoretischer Konzepte zur Analyse der deutschen Außenpolitik 
vorgestellt. 

II. THEORETISCHE GRUNDZÜGE DES ZIVILMACHTSANSATZES 

Der Idealtypus Zivilmacht 

Bei der Bildung des Idealtypus Zivilmacht wird davon ausgegangen, dass die zunehmenden 
Interdependenzen zwischen Staaten und zwischen Regierungen und Gesellschaften die den 
Entscheidungsträgern in den westlichen Industriestaaten (der sogenannten OECD-Welt) die 
Akkumulation von Macht und Wohlfahrt durch unilaterale Strategien und Instrumente 

                                                 
11  Vgl. Kirste 1998; Aggestam 1998; Tewes 1998; für eine rollentheoretische Interpretation aus (semi) 

rationalistischer Sicht die Beiträge in: Le Prestre 1997, insb. Létourneau/Räkel 1997. 
12  Vgl. die grundlegenden Arbeiten zum Zivilmachtskonzept von Maull: 1990, 1990a, 1992; 1993; 1993a, 

1993d, 1994. 
13  Grundlage dieses Beitrages bildet das Ergebniskapitel eines Bandes zum Workshop "Germany as A Civilian 

Power – Results of Recent Research", Trier University, 11.-12.12. 1998, vgl. Harnisch/Maull (2001a). 
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verwehren (Maull 1990, 1990a). "Komplexe Interdependenzen" fördern bestimmte 
administrative Designs in und Institutionenbildung zwischen diesen Staaten; diese werden 
dort in Strategien zur "Stabilisierung der internationalen Umwelt" umgesetzt. Zu diesen 
gehören internationale Arbeitsteilung, Verringerung von Transaktionskosten durch 
Liberalisierungsmaßnahmen sowie Institutionalisierung zur Vermeidung von 
Mitnahmeeffekten. In diesem Kontext sind "idealtypische Zivilmächte" Staaten oder 
Institutionen, die aktiv zur Zivilisierung der internationalen Beziehungen, i.e. zu deren 
Verregelung und Verrechtlichung beitragen (Maull 1990; 1992; 1993).14 In Analogie zur 
Domestizierung sozialer Gewaltanwendung im Bereich der Innenpolitik streben Zivilmächte 
in ihren Außenbeziehungen danach, die gewaltsame Durchsetzung von Regeln (Politik durch 
Macht) durch die Internalisierung sozial akzeptierter Normen (Politik durch Legitimität) zu 
ersetzen. In Anlehnung an Kants "Ewigen Frieden" zwischen Republiken und Karl Deutschs 
Konzept der befriedeten Beziehungen innerhalb von "Sicherheitsgemeinschaften" wird die 
Zivilisierung der Internationalen Beziehungen im Idealtypus mit den folgenden sechs Zielen 
beschrieben: 
• Maßnahmen zur Verminderung von Gewaltanwendung bei der Lösung politischer 

Konflikte in und zwischen Staaten durch die Schaffung und Aufrechterhaltung von 
kooperativen und kollektiven Sicherheitssystemen (Förderung der 
Gewaltmonopolisierung) 

• Maßnahmen zur Stärkung von Rechtsstaatlichkeit durch die Gründung internationaler 
Regime und Institutionen mit Hilfe multilateraler Kooperation, Integration und partiellen 
Souveränitätstransfers (Rechtsstaatlichkeit) 

• Stärkung partizipatorischer Formen der Entscheidungsfindung in und zwischen Staaten 
(Förderung demokratischer Mitbestimmung) 

• Stärkung friedlicher Formen der Konfliktregulierung (Gewaltverminderung) 
• Förderung von sozialem Ausgleich und nachhaltiger Entwicklung zur Stärkung der 

Legitimität der internationalen Ordnung (Sozialer Ausgleich) 
• Förderung internationaler Arbeitsteilung und Interdependenz (Interdependenz) (Maull 

1992). 
Während die Liste der für den Idealtypus konstitutiven Normen und dazugehörigen 
Rollensegmente lang und (relativ) unspezifisch ist,15 haben sich bei der vergleichenden 
empirischen Analyse des außenpolitischen Verhaltens der USA und der Bundesrepublik drei 
Normen/Rollensegmente als zentral herausgestellt: 
a) die Bereitschaft und Fähigkeit internationale Beziehungen durch die Initiierung 

multilateralen Handelns zu zivilisieren; 

                                                 
14  Der Begriff "Zivilmacht" wurde erstmals von François Duchêne für die Außenwirkung der Europäischen 

Gemeinschaft gebraucht, vgl. Duchêne 1973; zur Zivilisierung durch die Vereinten Nationen: 
Rittberger/Zangl 1997. 

15  Vgl. zum Kriterium der Spezifität von Normen: Boekle/Rittberger/Wagner 1999: 6f. 
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b) die Bereitschaft durch den Transfer von Souveränität an internationale Institutionen als 
Unterstützer kollektiver Sicherheitsarrangements aufzutreten; 

c) die Bereitschaft zur Realisierung einer zivilisierten internationalen Ordnung auch wenn 
dies gegen kurzfristige "nationale Interessen" verstößt (Kirste 1998: 460-462). 

In einigen kritischen Untersuchungen ist dieser "Idealtyp Zivilmacht" mit realer Außenpolitik, 
i.e. einem politikberatenden Konzept, gleichgesetzt worden. Folglich sei Zivilmacht 
(bestenfalls) eine Aufforderung zum außenpolitischen Altruismus; schlimmstenfalls die 
Legitimation für einen selbstgerechten moralischen Kreuzzug gegen "unzivilisierte Staaten".16 
Wissenschaftlich betrachtet dient der "Idealtyp Zivilmacht" dem Ziel, als Maßstab 
(Kriterienkatalog) bei einer vergleichenden Analyse von Außenpolitiken zu dienen 
(Zivilmacht als Rollenkonzept und analytisches Instrument). Auf einer zweiten Ebene dient 
Zivilmacht als Begriff für eine besondere Form der sozialen Macht, die sich bei der 
Durchsetzung spezifischer Ziele (Zivilisierung der IB) besonderer Instrumente bedient, i.e. 
nicht-militärischen Instrumenten, Stärkung internationaler Institutionen und vertraglicher 
Verpflichtungen etc. (Zivilmacht als außenpolitisches Instrument). Drittens soll der Begriff 
der Zivilmacht eine spezifischen Akteur bezeichnen, der die Zivilisierung der Internationalen 
Beziehungen anstrebt (Maull 1990, 1992; Kirste/Maull 1996: 297).  

Forschungsdesign und Methodologie 

Die empirische Hauptfragestellung dieses Beitrages lautet: Ob und inwieweit hat der 
Epochenwechsel von 1989 Ziele, Strategien und Instrumente der deutschen Außenpolitik 
verändert? Ferner wird theoretisch danach gefragt, welche Stärken und Schwächen der 
rollentheoretische Zugang des Zivilmachtsansatzes (gegenüber anderen Ansätzen) bei der 
Erklärung der deutschen Außenpolitik aufweist.  
Um diese Fragen zu beantworten, greift dieser Beitrag auf Forschungsergebnisse zurück, die 
mit Hilfe des rollentheoretischen Konzepts von der Trierer Forschungsgruppe gewonnen wor-
den sind.17 Dies hat sowohl praktische als auch normative Implikationen. Erstens wird das 
Zivilmachtsrollenkonzept als "Idealtyp im Weber'schen Sinne" betrachtet. Eine Deckungs-
gleichheit zwischen Idealtyp und Empirie erscheint deshalb weder erreichbar noch erstre-
benswert. Zweitens wird damit ein bestimmtes methodisches Vorgehen festgelegt: das Trierer 
Forschungskonzept untersuchte zunächst die außenpolitische Rhetorik und dann das außen-
politische Verhalten mit dem Ziel beide miteinander zu vergleichen.18 Die Intention dieser 
"Typenüberprüfung" (typology fitting) war, dass das Zivilmachtsrollenkonzept (zunächst) als 
plausibler Faktor zur Erklärung der Auswahl unterschiedlicher außenpolitischer Strategien 

                                                 
16  Vgl. Schwarz 1994: 177; Schöllgen 1997; Link 1999.  
17  Vgl. DFG-Forschungsprojekt "Zivilmächte" 1997; Frenkler 2001, 1997; Harnisch, 1997; 1996; 1995a; 

1994a; Harnisch/Maull 2001a; 2001b; Kirste 1998; 1998a-f; Kirste/Maull 1996; Maull 2001, 2000; 1999; 
1998; 1997, 1997a; 1995/96; 1994; 1993; 1993a-d, 1992; 1990, 1990a; Meier 2001; 1997; 2001; 1997; Pfeil 
2001, 2000; Tewes 2001, 1998; 1997; Triphaus 2000. 

18  Grundannahme ist hier, dass außenpolitische Rhetorik auch außenpolitisches Verhalten umfasst, aber nicht 
mit diesem deckungsgleich ist. 
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und Instrumente etabliert werden sollte. Das ursprüngliche Projekt und die nachfolgenden 
Studien zielten deshalb nicht auf Theoriebildung im eigentlichen Sinne, denn Kausalität kann 
in einer konstruktivistischen Analyse nur durch Plausibilität hergestellt werden, die wiederum 
an eine kompetitive Theorieanwendung gekoppelt ist (Yee 1996). Folglich ist der Ausgangs-
punkt dieser Untersuchung nicht die Annahme, die idealtypische Zivilmachtsrolle sei der ein-
zige Erklärungsfaktor für das deutsche Verhalten. Dies hätte zunächst eine systematische 
Überprüfung des ZM-Konzepts in allen (wichtigen) Politikfeldern erfordert. Zudem hätten die 
empirischen Ergebnisse der ZM-Forschung mit den Annahmen konkurrierender Ansätze sys-
tematisch verglichen werden müssen, um ein Höchstmaß an Plausibilität für den einen oder 
anderen Ansatz herauszustellen.19 

III. EMPIRISCHE ERGEBNISSE 

Die Ausgangshypothese der empirischen Zivilmachtsforschung ist die Annahme, dass die 
bisherige theorieorientierte Forschung die "modifizierte Kontinuität" des deutschen außenpo-
litischen Verhaltens nach 1990 nur ungenügend beschreiben und erklären konnte, weil sie ihr 
Augenmerk auf (statische) Machtüberlegungen bzw. materielle Interessendefinition richtete.20 
Im Gegensatz dazu konzentrierte sich die ZM-Forschung auf die Entwicklung, i.e. Konstruk-
tion und Rekonstruktion, der deutschen außenpolitischen Rolle nach 1989 und deren Einfluss 
auf das außenpolitische Verhalten. 
Unter der Fragestellung, inwiefern das bundesdeutsche Rollenverständnis das deutsche Ver-
halten innerhalb von internationalen Institutionen geprägt hat, wurde in den Studien von 
Frenkler zur weiteren Integration der EU (2001; 1997), Tewes zur EU- und NATO Erwei-
terung (2001; 1998, 1997) und Triphaus zur Institutionalisierung der OSZE (2000) untersucht. 
Das Verhalten Deutschlands in weiteren Institutionen (VN, GATT/WTO, WEU) wurde in den 
Untersuchungen von Kirste (1998; 1998 a-f) und Maull (insb. 2001; 1995/96) behandelt. Die 
Außenpolitiken der Regierungen Kohl und Schröder in unterschiedlichen Politikfeldern stan-
den im Vordergrund der Analyse von Meier zur Nonproliferation (2001; 1997), von Pfeil zur 
Menschenrechtspolitik (2000, 2001) und Philippi zum Einsatz der Bundeswehr im Ausland 
(2001; 1996). Die Studien zur Sicherheitspolitik widmeten sich insbesondere der Frage, ob 
und inwieweit die Bundesrepublik mit dem Gewinn der vollen Souveränität ihr Rollen-
verständis und ihr -verhalten veränderte. Mit der Krisen- und Konfliktpräventionspolitik, ins-
besondere im ehemaligen Jugoslawien, befassten sich Kirste (1998c, 1998d; Maull 2000; 
1995/96; Philippi 2001; Triphaus 2000). Schwerpunkt dieser Studien bildete die Frage, inwie-
fern sich das deutsche Rollenverständnis- und verhalten hinsichtlich der Konfliktprävention 

                                                 
19  Für einen ersten Vorstoß in diese Richtung: Rittberger 1999. 
20  Gemeint ist an dieser Stelle der (rationalistische) Institutionalismus, der normgeleitetes Verhalten mit den 

materiellen Eigeninteressen des Akteurs erklärt. Institutionen dienen dem Akteur zur Senkung u.a. von 
Transaktionskosten in interdependenten Beziehungen. Das normgeleitete Verhalten des Akteurs endet, wenn 
die Institution dem Eigeninteresse des Akteurs nicht mehr dient bzw. wenn dieser seine Eigeninteressen 
alternativ verwirklichen kann. 
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und Intervention unter dem Eindruck externer Erwartungen verbündeter Staaten bzw. der 
Konfliktentwicklung insbesondere im ehemaligen Jugoslawien verändert hat. Schließlich hat 
Kirste die Außenwirtschaftspolitik (1998f.) unter der Perspektive der Zivilmacht untersucht. 
Die Entwicklungspolitik der Bundesrepublik nach 1990 behandelten Schrade (1997; 1997a) 
und Schmidt (1998) neben anderen Ansätzen auch mit dem Zivilmachtstypus.21 Die empiri-
schen Fallstudien zeigen insgesamt dreierlei:   
1) Dass die Bundesrepublik nach 1989 grundsätzlich Kontinuität bei der Auswahl ihrer au-
ßenpolitischen Zielen, Strategien und Instrumenten wahrte und damit dem Rollenverständnis 
einer idealtypischen Zivilmacht sehr nahe kam;  
2) Dass sich jene Fälle, in denen die Bundesrepublik von der Kontinuität abwich, über das 
rollentheoretische Zivilmachtskonzept abbilden und damit erklären lassen. Die Untersuchun-
gen zeigen nicht, dass Macht, materielles Eigeninteresse oder institutionelle Zwänge keinen 
Einfluss auf das außenpolitische Verhalten ausübten. Sie gehen lediglich davon aus, dass 
diese Faktoren durch die in der Zivilmachtsrolle festgeschriebenen Werte und Normen wahr-
genommen, bewertet und gegebenenfalls rekonstruiert wurden.  
3) Dass die für die bundesdeutsche außenpolitische Rolle konstitutiven Eigen- und Fremder-
wartungen nicht einfach "herunter- bzw. heraufgeladen“ wurden. Diese veränderten sich 
durch die Auseinandersetzung zwischen ego und alter-part der Rolle oder zwischen der Rolle 
und der "Realität".22 In einigen (prominenten) Fällen, wie den Auslandseinsätzen der Bundes-
wehr, veränderte sich das bundesdeutsche Rollenkonzept parallel zum außenpolitischen Ver-
halten. 

Weiter so, Deutschland?! Rollenkonzeption und deutsche Vereinigung 

Ausgangspunkt für die Kontinuitätsthese des Zivilmachtsansatzes ist die ungebrochene "Zi-
vilmachtsrhetorik" der Regierung Kohl nach dem Epochenwechsel von 1989. Die empirische 
Analyse von Kirste (1998a) beschreibt eingängig das Festhalten an der "Politik der aktiven 
Integration und breiten internationalen Kooperation", welche multilaterales Handeln ebenso 
wie Autonomieverzicht beinhaltet. Deutlich erkennbar ist der starke Einfluss der Fremder-
wartungen in Formulierungen von der "Verantwortung Deutschlands" und "Deutschlands 
Pflichten" in der Phase der Wiedervereinigung (Kirste 1998: 456). Bonns Verhalten in den 
internationalen Verhandlungen zur Regelung der deutschen Vereinigung zeigt durch den 
"2+4-Prozess" die Präferenz für multilaterale Verhandlungsführung, durch die fortwährende 
Integration in NATO und EU den Integrationswillen und durch die (wiederholte) Absage an 
Massenvernichtungswaffen sowie die Beschränkung der Mannschaftsstärke der Bundeswehr  
im "2+4-Vertrag" den Souveränitätsverzicht einer (idealtypischen) Zivilmacht. Zugleich ver-

                                                 
21  Die Ergebnisse dieser beiden Studien werden nur eingeschränkt mit in die Betrachtung einbezogen, weil ihre 

Ergebnisse nicht auf einer in der Rollentheorie verankerten Methodik beruhen. 
22  Implizit erweisen sich alle (mir bekannten) Zivilmachtsstudien somit als "ontologisch realistisch", indem sie 

von einer materiellen Realität außerhalb des menschlichen Diskurses ausgehen, die sich einer "stetigen Re- 
oder Dekonstruktion" entzieht bzw. erwährt, vgl. Adler 1997: 323. 
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änderte die erfolgreiche Beilegung der "deutschen Frage" nach 1990 das Mischungsverhältnis 
von Fremd- und Eigenerwartung als konstitutive Elemente der bundesdeutschen Rolle. Der 
Fremdbezug findet dabei auf zweierlei Wegen Eingang in die deutsche außenpolitischen 
Rolle. Zum einen betonen alle (untersuchten) Entscheidungsträger die gewachsene Verant-
wortung der Bundesrepublik in Europa und (zunehmend) darüber hinaus. Die Auseinander-
setzung der Bundesregierung um die Beteiligung an der "Operation Desert Storm" mit ihren 
Verbündeten einerseits und der eigenen Gesellschaft bildet hier einen wichtigen Ausgangs-
punkt für die weitere Debatte (Kirste 1998: 135, 202ff.). Zum anderen findet sich weiterhin 
der Bezug zur westlichen Wertegemeinschaft, der als konstitutiv für das Selbstbild der deut-
schen Nation angesehen wird.23  
In der außenpolitischen Rhetorik nach der Vereinigung zeigt sich zudem eine deutliche Zu-
nahme an positiven Eigenbildern, die sich auf ein "Gefühl der Bestätigung/Errungenschaft" 
gründen. Vereinigt und demokratisch, weder bedroht noch bedrohend habe Deutschland nach 
Jahrhunderten (s)einen sicheren Platz in Europa gefunden.24 So zitierte der Economist 
Bundeskanzler Kohl 1991 mit den Worten: "We are finding our national identity through our 
successful experience with European integration". 25 Fünf Jahre später ist der Anteil des positi-
ven Eigenbildes an der Definition der deutschen Rolle in Europa deutlich gewachsen. 1996 
wird Kohl mit den Worten zitiert: 

"United Germany is number one in Europe. We have about 80 million people. We are the 
country with the strongest economy, We are particularly well organised… We have our 
pluses and minuses. But taking everything together we will not [get into trouble, S.H.] if 
we take our place in the [European, S. H.] house. Naturally the others accept that we will 
need the biggest flat."26 

                                                 
23  Außenminister Hans-Dietrich Genscher, "Erklärung zum 40. Gründungstag der NATO am 3. April 1989, in: 

Bulletin 31(06.04. 1989), S. 274: "Our membership in the Western World's community of values, based on 
freedom and human dignity, is an absolute necessity for our self-image as a nation", zitiert nach 
Létourneau/Räkel 1997, S. 123.  

24  Vgl. Bundeskanzler Helmut Kohl, Regierungserklärung, 30. Januar 1991, in: Deutsche-Außenpolitik 
1990/1991, München: Moderne Verlagsgesellschaft, S. 328; Bundespräsident Richard von Weizäcker, 
"Ansprache am 30. April 1992, in: Bulletin 49(09.05. 1992), S. 470. 

25  Vgl. Economist, 27.07. 1991. 
26  Vgl. Economist, 09.11. 1996. 
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Empirisch betrachtet lässt sich also eine deutliche Gewichtsverschiebung zwischen den ego- 
und alter-Anteilen der bundesdeutschen außenpolitischen Rolle im Verlauf der 1990er Jahre 
nachzeichnen (Létourneau/Räkel 1997). Normativer Bezugspunkt dieses gestärkten Selbstbe-
wußtseins bleibt die Tradition der „Bonner Republik“ mit ihrer festen Einbindung in die 
westliche Wertegemeinschaft.27 

Zivilmacht und/in Institutionen:  

Die deutsche Politik gegenüber internationalen Institutionen gründete sich auf das bereits be-
schriebene gewachsene Selbstbewusstsein der Eliten, welches sich aus der praktischen Erfah-
rung speiste, mit der Wiedervereinigung Deutschlands in einem sich vereinigenden Europa 
erstmals in der deutschen Geschichte grundlegende Ziele der deutschen Außenpolitik erfolg-
reich miteinander verbunden zu haben. Aus diesem (Selbst)Bewusstsein heraus wurden die 
Regierungen Kohl deshalb zu einem der wichtigsten Motoren für die Umgestaltung europäi-
scher und transatlantischer Institutionen. Neben der ehemaligen Sowjetunion/Russland war 
die Bundesrepublik der Motor für eine Institutionalisierung der KSZE zur OSZE; anders als 
Moskau strebte Bonn jedoch eine verpflichtende Institutionalisierung (Konsens- minus 
eins/und zwei; robustes Konfliktverhütungszentrum) an. Im transatlantischen Bündnis initi-
ierte Verteidigungsminister Rühe die Debatte über die Osterweiterung und gab damit den An-
stoß für die Funktionsausweitung der Allianz; die Bi- und Multilateralisierung der Bundes-
wehr wurde zum Kern der NATO-Truppenstrukturreform (Bagger 1994). In der EG/EU stieß 
die Bundesregierung wichtige Entwicklung bei der Funktionsausweitung (Politische Union), 
Struktur (Ausweitung von Mehrheitsentscheidung) und geographischer Ausdehnung (Oster-
weiterungsgipfel der EU in Kopenhagen und Essen) mit an.  
Das wichtigste und prägendste Beispiel für das gewachsene deutsche Selbstbewusstsein nach 
1990 ist jedoch die Etablierung der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion durch den 
Vertrag von Maastricht. Dabei zeigt der Beginn des WWU-Prozesses (1987) einerseits, dass 
dieses Selbstbewusstsein keinesfalls auf den „Souveränitätsgewinn“ im Zuge der Vereinigung 
oder den „Generationenwechsel“ unter Schröder zu reduzieren ist. Es reicht zurück bis in die 
Debatte über das „deutsche Modell“ in den 1970er Jahren.28 In den Verhandlungen über Auf-
bau und Funktionen der neuen EZB drückt sich dieses Selbstbewußtsein in der Forderung 
nach Übernahme des „deutschen Modells“ aus, welches von den europäischen Partnern je-
doch weitgehend akzeptiert wurde (Bulmer/Jeffery/Paterson 2000: 92). Zum anderen zeigt es 
die deutsche Bereitschaft, entgegen kurzfristigen nationalen Interessen (weitere Dominanz der 
nationalen Geldpolitik in der „D-Mark-Zone“ durch die Bundesbank) langfristige Souveräni-
tätstransfers zugunsten des europäischen Integrationsprozesses anzustoßen und durchzuführen 
(Dupont/Wolf 1998; Risse et al. 1999), wie es der Idealtypus der Zivilmacht erwarten ließ. 

                                                 
27  Der Versuch nationalkonservativer Autoren, das gewachsene deutsche Selbstbewußtsein „national“ zu 

definieren (Schwilk/Schacht 1995) und damit dem außenpolitischen Diskurs eine neue Richtung zu geben, 
kann als gescheitert angesehen werden, vgl. Hellmann 1996; 1997a.  

28  Für eine divergierende Interpretation Hellmann 1999a. 
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Die deutsche Politik in den untersuchten Institutionen wurde natürlich auch nach 1990 durch 
die in ihnen festgeschriebenen Werte und Normen geprägt. Rollenerwartungen verbündeter 
Staaten wurden nach der Vereinigung zu einer wichtigen Triebfeder innerhalb der EG (Ver-
tragswerk von Maastricht) und NATO (Ausweitung der deutschen Auslandseinsätze). Gleich-
zeitig blieben diese "institutionellen Vorgaben" in dieser Phase raschen institutionellen Wan-
dels widersprüchlich oder inhaltlich vage.  
Fierke und Wiener (1999) kommen nach einem Vergleich der "institutionellen Interessen" im 
NATO- und EU-Osterweiterungsprozess zu dem Ergebnis, dass die "institutionellen Erweite-
rungsinteressen der EU" stark gewesen seien, weil die Erweiterung von Anbegin integraler 
Bestandteil der EG/EU-Identität gewesen sei. Gleiches könne für die NATO nicht gelten. Zu-
dem argumentieren Fierke und Wiener, dass der lange Sozialisationseffekt des Erweiterungs-
paradigmas in der EU-Identität nicht zu konvergierenden oder gar gleichartigen Haltungen der 
EU-Mitgliedsstaaten geführt habe, wie dies (soziologische) Institutionalisten erwarten 
würden. 
Das rollentheoretische Konzept der Zivilmacht eröffnet in diesem Zusammenhang einerseits 
die Chance, bei der Analyse neben institutionellen auch innergesellschaftliche Rollenerwar-
tungen und deren Wechselwirkung in die (Re)konstruktion von Akteur und Struktur 
einfließen zu lassen. Andererseits zeigen die Zivilmacht-Fallstudien, dass transnationale 
Rollenerwartungen nicht auf die EU-Partner Deutschlands reduziert werden können oder 
sollten. Das Verhältnis zwischen Deutschland und Europa ist keineswegs ausschließlich eine 
EU-Europäisierung Deutschlands, wie Katzenstein (2000) dies nahe legt.29 Weitere wichtige 
Bezugsgrößen der deutschen außenpolitischen Rolle in den 1990er Jahren sind/bleiben die 
bilateralen Beziehungen zu Frankreich, den USA, den MOE-Staaten und der Russischen Fö-
deration. 

Zivilmacht Deutschland: Osteuropas Weg nach Westen? 

In seiner Untersuchung der deutschen "Westintegrationspolitik Osteuropas" kommt Henning 
Tewes zu dem Ergebnis, dass die Bundesrepublik dem Idealtypus der Zivilmacht zwar nahe 
kam, gleichzeitig aber eine seiner (methodischen) Schwächen wiederspiegelte, i.e. die unge-
klärte Hierarchie zwischen unterschiedlichen Rollensegmenten. Tewes konstatiert, dass die 
bundesdeutsche EU-Erweiterungspolitik von konfligierenden Rollenerwartungen ihrer Partner 
in West und Osteuropa als auch konfligierenden Rollenerwartungen innerhalb der eigenen 
Gesellschaft gekennzeichnet war. In der Phase zwischen 1989-1992 erwies sich Bonn zu-
nächst als zurückhaltend in der Frage der EG-Öffnung gegenüber den MOE-Staaten. Die Ab-
federung der innen- und außenpolitischen Effekte der deutschen Vereinigung standen in die-
ser Phase im Vordergrund der Außenpolitik der Regierung Kohl (Tewes 1998: 147). Allen-
falls rhetorisch verpflichtete sich die Bundesrepublik neben der Vertiefung auch die Erweite-
rung der Union voranzutreiben. Die Sowohl-als-auch-Haltung der Bundesrepublik, die neben 

                                                 
29  Vgl. dazu kritisch Kohler-Koch 2000: 16. 
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den divergierenden Erwartungen der Partner auch zentrale Normen des Idealtypus "integra-
tion deepener/widener" reflektierte, kam jedoch 1992 unter Beschuss. Verteidigungsminister 
Volker Rühe bekannte auf dem Düsseldorfer Parteitag im Oktober: 

"Mir scheint die Debatte über die Vertiefung und Erweiterung der Europäischen Gemein-
schaft ist bisher zu vordergründig geführt worden. Ich muß auch ehrlich sagen, dass ich 
mit der Formel “sowohl – als auch” auf die Dauer nicht mehr sehr viel anfangen kann. Es 
müssen Prioritäten gesetzt werden; es müssen Entscheidugnen getroffen werden."30 

Der Konflikt zwischen unterschiedlichen Rollenanforderungen wurde erst im Verlauf des Jah-
res 1993 aufgelöst. In seiner detaillierten Studie weist Tewes nach, wie sich im Laufe der 
Jahre 1992/1993 das deutsche Rollenverständnis unter dem Eindruck der Entwicklung im 
ehemaligen Jugoslawien und der ehemaligen Sowjetunion veränderte. Die nun stärker wahr-
genommene "Destabilisierung Mittel-Osteuropas", die sich u.a. über steigende Migrations-
zahlen und ausländerfeindliche Ausschreitungen direkt auf die deutsche Innenpolitik nieder-
schlug, führte zu einer Stärkung der Erweiterungsbefürworter in der Bundesregierung (Kanz-
leramt, Außen- und Wirtschaftsministerium). Erweiterungsskeptiker  wie das Landwirt-
schafts-, Arbeits- und Sozial- sowie Verkehrsministerium hatten nun das Nachsehen (Tewes 
1997: 111-113). 
Auf den Rollenkonflikt reagierte die Bundesrepublik mit den bewährten Instrumenten von 
multilateralem Handeln und Integration. Als beispielhaft für den Versuch zwischen unter-
schiedlichen externen Erwartungen zu vermitteln, kann die von Außenminister Genscher ini-
tiierte Zusammenarbeit Deutschlands, Polens und Frankreichs im Weimarer Dreieck gelten 
(Genscher 1997: 894f.). Bonn versuchte hier konkrete französischen Befürchtungen, das wie-
dervereinigte Deutschland könne durch uni- und bilaterales Handeln versuchen, eine Hege-
monie in den MOE-Staaten zu etablieren, durch Einbindung zu entkräften. Gleichzeitig sollte 
der Weimarer Dialog aus deutscher Sicht dazu dienen, Polen an die multilateralen europäi-
schen Politikprozesse und skeptische Haltung mancher westeuropäischer Staaten gegenüber 
einer schnellen Öffnung heranzuführen (Tewes 1998: 155). 
Nach Tewes bildet jedoch erst das Schäuble-Lamers-Papier vom September 1994 den not-
wendigen strategischen Versuch, durch die Einführung „flexibler Integration“ die Güterabwä-
gung zwischen Erweiterung und Vertiefung langfristig zu überwinden. Im Kern des vertieften 
Europa sollten die Teilnehmerstaaten des WWU-Europas stehen, während sich die übrigen 
EU-Mitgliedstaaten und die MOE-Beitrittsstaaten in konzentrischen Kreisen nach ihren Mög-
lichkeiten gestaffelt im „erweiterten Europa“ wiederfanden. Dieser Versuch, beide Rollen-
segmente „deepener und widener“ miteinander zu verbinden, beinhaltete die offene Drohung, 
dass sich Deutschland gezwungen sehen könnte, die Stabilisierung MO-Europas alleine und 
auf traditionelle Weise durchzusetzen, wenn die anderen EU-Mitglieder es bei der Stabilisie-
rung dieser Staaten nicht unterstützten.31 Deutlich wird hier der für die Zivilmacht konstitutive 

                                                 
30  Vgl. Volker Rühe vor dem Düsseldorfer Parteitag in: Protokoll des 3. Parteitages der CDU Deutschlands, 

Düsseldorf, 26.-28. Oktober 1992, Bonn: CDU, S. 226. 
31  Vgl. Schäuble/Lamers 1994 und Hellmann 1995. 
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Gestaltungswille offenbar, der kurze Zeit später auf dem Essener EU-Gipfel in den struktu-
rierten Dialog mit den Aufnahmestaaten und die beginnenden Beitrittsgespräche mündete. 

NATO-Reform und Erweiterung 

Bereits während der deutschen Vereinigung bildete die Reform der NATO einen wichtigen 
Baustein in der Außen- und Sicherheitspolitik der neuen Bundesrepublik (Weidenfeld 1998a: 
308-315). Gleichzeitig veränderten sich mit dem Abzug der Sowjettruppen aus der ehemali-
gen DDR, der Implementation der im 2+4-Vertrag vereinbarten Truppenreduzierung der 
Bundeswehr auf 370.000 Soldaten sowie dem Wandel der NATO-Truppenintegrationsstruktur 
im Zuge der Auflösung der Vorneverteidigung jedoch wichtige innen- und außenpolitische 
Parameter der deutschen NATO-Politik (Duffield 1999: Kap. 3; Maull 2000: 69-71). 
In seiner Analyse der deutschen Haltung zur NATO-Osterweiterung kommt Tewes (2001; 
1998: 213-296) zu dem Schluss, dass das Verhalten Bonns dem einer idealtypischen Zivil-
macht sehr nahe kommt. Nach anfänglicher Skepsis 1992 gibt Verteidigungsminister Rühe 
mit seiner Rede vor dem IISS in London im September 1993 den Startschuss für die Erweite-
rungsdebatte innerhalb der NATO.32 Rühe argumentierte in den folgenden Auseinanderset-
zung mit Außenminister Kinkel immer wieder mit der besonderen (historischen) Verantwor-
tung der Bundesrepublik für die Konsolidierung der jungen Demokratien in Mittel- und Ost-
europa. Widerspruch erfuhr Rühe durch Kinkel, der zwar den generellen Anspruch dieser 
Demokratien nach näherer Anbindung an den Westen konzedierte, aber der Partnerschaft mit 
Russland Priorität einräumte. Bundeskanzler Kohl versuchte zwar zunächst zwischen beiden 
Positionen zu vermitteln, schlug sich aber unmittelbar vor dem Brüsseler NATO-Gipfel im 
Januar 1994 auf die Seite seines Verteidigungsministers.33 Parallel zur Sowohl-als-Auch-Poli-
tik bei der EU-Osterweiterung etablierte die Bundesregierung nun eine Position, die dem 
Drängen der MOE-Staaten nach Aufnahme in die transatlantische Sicherheitsgemeinschaft 
nachgab.34 Gleichzeitig bemühte sich Bonn ernsthaft, den offensichtlichen Rollenkonflikt 
durch einen Ausbau der Beziehungen zwischen der NATO und der Russischen Föderation zu 
lindern. Folglich war die Bundesregierung die treibende Kraft bei der Vereinbarung der 
NATO-Russland-Grundlagenakte im Mai 1997 und der nachfolgenden Etablierung des stän-
digen gemeinsamen NATO-Russlandrates.35  
Vor dem Hintergrund der empirischen Ergebnisse legt Tewes (2001) die Schwächen des 
strukturellen Realismus bei der Erklärung der deutschen NATO-Ostererweiterungspolitik of-

                                                 
32  Vgl. zur deutschen NATO-Osterweiterungspolitik: Wolf 1996; Broer, Kamp/Weilemann, Schimmelfennig 

2000. 
33  Vgl. Tewes 2001; Claus Gennrich, ‘Kohl: Die NATO muß die Sicherheitsbedürfnisse der östlichen Nachbarn 

sehr ernst nehmen’, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 08.01.1994. 
34  Zur Strategie der MOE-Staaten bei der NATO-Osterweiterung durch eine wertebezogene Argumentation 

ihren Anspruch auf NATO-Mitgliedschaft zu begründen: Tewes 1998: 233-241, 250-253; Schimmelfenning 
2000: 26-21 sowie die wichtige Rede von Vaclav Havel, Speech at NATO Headquarter, January 21, 1991, 
http://www.hrad.cz/president/Havel/speeches/1991/2103_uk.html [30.08. 2000]. 

35  Allein in den Jahren 1996/1997 besuchte Bundeskanzler Kohl Rußland siebenmal, Außenminister Kinkel 
traf seinen Amtskollegen Primakov im gleichen Zeitraum zehnmal. 
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fen. Zwar könne die NATO-Expansion als Anzeichen für eine Politik der Einflusssphärenver-
größerung interpretiert werden – "to beat the Russians while they are down". Doch lasse we-
der die deutsche Rhetorik noch das Verhalten der Bundesregierung diesen Schluss zu. Die 
Bundesrepublik habe innerhalb der NATO immer wieder als Anwalt Russlands gesprochen 
und auch dementsprechend gehandelt.  
Explikatorische Lücken ergeben sich ebenfalls bei einer institutionalistischen Interpretation 
des deutschen Verhaltens. Deutschland hätte von Anfang an und durchgängig ein starkes Inte-
resse an der Erweiterung zeigen müssen, wenn dies auf "institutionellen Druck", i.e. transna-
tionale Sozialisation, hätte zurückgehen sollen. Dies war offensichtlich nicht der Fall. Die 
Bundesregierung zögerte zunächst, bemühte sich dann durch ihre Initiativen um Ausgleich 
zwischen divergierenden Rollenerwartungen bzw. Rollensegmenten, bis sie schließlich zum 
entschiedenen Befürworter avancierte und damit auch den Entscheidungsprozess über die 
zukünftige Gestalt der Institution maßgeblich mitbeeinflusste.  
Im Falle der NATO-Ostererweiterung traf der Schwenk im Kanzleramt und beim Verbünde-
ten USA im Verlauf des Jahres 1994 auf die energisch vorgebrachten Rollenerwartungen der 
MOE-Staaten an die Bundesrepublik. Eindringlich macht Tewes deutlich, dass die Appelle 
der mittel-osteuropäischen Eliten an das Selbstbild der NATO als "Wertegemeinschaft" die 
deutsche Debatte maßgeblich beeinflusste. Demokratien konnten (jungen) Demokratien nicht 
die Tür vor der Nase zuschlagen (Tewes: 1998: 222-225, 234).  
Deutlich erkennbar ist an dieser Stelle die Wechselwirkung zwischen Akteur (Bundesrepu-
blik) und Struktur (NATO), welche die Beziehung zwischen beiden nicht auf eine Einbahn-
straße i. S. der Pfadabhängigkeit reduziert (Banchoff 1999: 2; Longhurst 2000: 236-238). 
Durch die Politik der Bundesrepublik und ihrer Partner veränderte sich das Selbstbild des 
Bündnisses von einer "Schicksals- und Zweckgemeinschaft" unter dem Eindruck der mittel-
osteuropäischen Rollenerwartungen zu einer "Wertegemeinschaft". Mit dem Wandel des 
Selbstbildes der NATO wandelte sich auch die Institution selbst, i.e. deren Strukturen und 
Aufgaben.36 In diesem Zusammenhang erlaubt der rollentheoretische Ansatz eine detaillierte 
Prozessanalyse der Beziehung zwischen institutionellem Wandel und außenpolitischem Ver-
halten, welche externe und interne Rollenerwartungen berücksichtigt. 
In seiner Untersuchung der deutschen Haltung im Institutionalisierungsprozess der 
KSZE/OSZE kommt Carsten Triphaus (2000) zu dem Ergebnis, dass die Bundesregierung die 
Institutionalisierung und geographische Ausweitung tatkräftig vorantrieb und auch nach der 
erfolgreichen deutschen Vereinigung zu weiterer Selbsteinbindung bereit war (Triphaus 2000: 
83-85).37 Nach dem Pariser Gipfel (November 1990), der die Vereinigung der beiden deut-
schen Staaten ausdrücklich begrüßte und mit dem Ministerrat erste KSZE-Organe schuf, er-

                                                 
36  Vgl. für eine abweichende Interpretation Schimmelfennig 2000: 62-69, der das Verhalten der NATO als auch 

der MOE-Beitrittsstaaten als rhetorisches/strategisches Handeln charakterisiert. 
37 Die These von Peters (1997: 78), Bonn habe die KSZE-Institutionalisierungspolitik vornehmlich 

deutschlandpolitisch genutzt, um gesamteuropäische Vorbehalte vor der deutschen Vereinigung zu 
beschwichtigen, konnte daher nicht bestätigt werden. 
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öffnete Bonn einen ganzen Katalog von Reform und Institutionalisierungsvorschlägen. Neben 
der Etablierung zweijähriger Gipfeltreffen, eines ständigen Rates der KSZE-Delegationsleiter, 
der Schaffung einer parlamentarischen Versammlung sowie zahlreicher Vorschläge zur Ein-
richtung eines einheitlichen gesamteuropäischen Wirtschafts, Forschungs-, Technologie und 
Rechtsraumes initiierte die Bundesrepublik die Verschärfung der KSZE-Krisenmechanismen 
und unterstützte die Idee eines "europäischen Sicherheitsrates" und eines Konfliktverhütungs-
zentrums, welches neben (militärischen) Verifikationsaufgaben auch diplomatische Streit-
schlichtung betreiben sollte (Triphaus 2000: 34-36; 55-57).  
Hinsichtlich der Vertiefung des KSZE-Prozesses zu einer kooperativen gesamteuropäischen 
Sicherheitsorganisation lag die Bundesrepublik damit konzeptionell vor ihren Verbündeten 
(insbesondere GB/F), auch wenn die Bundesregierung bilaterale Initiativen (Kinkel-Kooij-
mans-Initiative "KSZE-Zuerst") und die multilaterale Abstimmung innerhalb der EPZ/GASP 
dazu nutzte, Koalitionen zu schmieden. Das ambitionierte bundesdeutsche Institutionalisie-
rungskonzept, mit Hilfe eines Lenkungsausschusses/Sicherheitsrates und eines Sanktionsme-
chanismus einen Primat der KSZE/OSZE bei der Konfliktprävention und damit eine "feste 
Rolle der OSZE im Institutionengefüge" gegenüber der NATO und den VN zu etablieren, 
scheiterte letztlich an den divergierenden Funktionszuweisungen für die OSZE in Moskau und 
Washington, zwischen denen Bonn zu vermitteln suchte (Tudyka 2000: 151).  
Deutlich erkennbar wird das Scheitern des deutschen Konzepts der "interlocking institutions" 
in der von Triphaus analysierten deutschen KSZE/OSZE-Politik gegenüber dem Kosovo. 
Bonn insistierte im Mai 1992 – konform mit dem ZM-Idealtyp – dass wiederholte und gravie-
rende Menschenrechtsverstöße jugoslawischer Institutionen im Kosovo zur Suspendierung 
der Mitgliedschaft führen müssten, um die Glaubwürdigkeit konstitutiver KSZE-Normen auf-
rechtzuerhalten. Die Bundesregierung verpasste es jedoch nach dem Scheitern der "kooperati-
ven KSZE-Konfliktpräventionsstrategie" durch die rechtzeitige und konsequente Intervention 
von VN und NATO eine glaubwürdige Eskalationsleiter aufzubauen.  

Ein europäisches Deutschland oder ein deutsches Europa 

"Germany may still think it is heading for a European Germany rather than a German 
Europe, but increasingly in the post-Cold War world it would seem that this distinction 
has little more than esoteric meaning (Hedetoft 1998: 8)." 

Deutschlands Politik in den EU-Vertragsverhandlungen von Maastricht und Amsterdam 
wurde maßgeblich durch dessen pro-integrationistische außenpolitische Rolle geformt. Das ist 
das Ergebnis der Analyse von Ulf Frenkler. Trotz der französischen Skepsis gegenüber weite-
ren Souveränitätstransfer an die Union habe die Bundesregierung Kurs gehalten. Frenkler 
zeichnet das Bild divergierender interner und externer Rollenerwartungen. Auf der einen Seite 
stehen eigene Rollenerwartungen, die eine vertiefte Integration im Bereich der "Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik" (GASP) und der „Zusammenarbeit Innen- und Justizpolitik“ 
(ZIJ) wünschenswert und aufgrund der Konflikte im ehemaligen Jugoslawien notwendig er-
scheinen lassen. Auf der anderen Seite steht Deutschlands "europapolitische Räson" nach der 
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Bonn sich auf die Seite von Paris stellt, wann immer grundsätzliche Richtungsentscheidungen 
in der Union anstehen. 
Diese Beobachtung deckt sich mit dem generellen Befund des Sammelbands von Harnisch 
und Maull (2001), nach dem materielle Interessen von der deutschen außenpolitischen Rolle 
geprägt werden. Entgegen dem instutionalistischen Argument, dass institutionelle Normen 
und Werte von deren Mitgliedern gleichförmig übernommen werden, geht der rollentheoreti-
sche Ansatz davon aus, dass Normen aufgrund unterschiedlicher Eigen- und Fremderwartun-
gen unterschiedlich rezipiert und internalisiert werden.38  
Den Internalisierungsprozess von Normen innerhalb der EU analysiert Frenkler unter der Fra-
gestellung, wann und warum Mitgliedsstaaten EU-Normen unterschiedlich aufnehmen und 
internalisieren. Anhand der deutschen Europapolitik kommt er zu dem Befund, dass konstan-
ter externer Erwartungsdruck, nonkonformes Verhalten an den Tag zu legen, zu Rollenverän-
derungen führte. Deutschland habe in der Auseinandersetzung insbesondere mit französischen 
Rollenerwartungen sein stark pro-integrationistisches Selbstbild verändert. Bisher zeige sich 
dieser Rollenwandel vor allem bei der Auswahl der Instrumente und Strategien. Frenkler in-
terpretiert das mehrfache Umgehen des institutionellen Prozesses der EU, i.e. der EU-Präsi-
dentschaft, durch "Minilateralismen und Kontaktgruppen" als signifikante Abweichung vom 
Instrumentenset einer idealtypischen Zivilmacht. Als Beispiele führt Frenkler u.a. die trilate-
rale „Vorabstimmung“ Deutschlands, Frankreichs und Spaniens im Rahmen der Verhandlun-
gen zur Politischen Union im Oktober, die deutsch-französische „Initiative“ zur Nominierung 
des Belgiers Dehaene (Juni 1994), das deutsch-französische Verhalten während der Regie-
rungskonferenz 1996/97 sowie die Umgehung der Troika bei Gesprächen mit der türkischen 
Regierung im Januar 1997 zur Beilegung der angespannten europäisch-türkischen Beziehun-
gen an.  
Im Gegensatz zu Tewes interpretiert Frenkler das deutsche Drängen auf eine rasche EU-Ost-
erweiterung nach dem Maastricht-Gipfel als Ausdruck materieller Interessen an einer hege-
monialen Stellung der deutschen Wirtschaft in Mittel-Osteuropa, die mit den Zielen einer 
idealtypischen Zivilmacht inkompatibel seien (Frenkler 2001). Während die Motivstruktur für 
das deutsche Verhalten in der EU-Osterweiterungsdebatte weiterhin umstritten bleibt 
(Schimmelfenning i. E.), weist Frenklers Analyse auf die Rückbindung des Eigenbildes an die 
materiellen Interessen gesellschaftlicher Akteure und damit auf ein wichtiges (bisheriges) 
Defizit des Zivilmachtsansatzes: die interne (Re)konstruktion des ego-parts der Rolle unter 
Aufgabe des unitarischen Akteursmodells und Einbeziehung gesellschaftlicher Interessen-
vermittlungstrukturen (Bienen/Freund/Rittberger 1999; Moravcsik 1997; Katzenstein 1987). 

                                                 
38  Vgl. zu diesem Punkt: Checkel 1999a; Risse/Cowles/Caporaso 1999; Cowles/Risse 1999. 
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Sicherheit vor und für Deutschland durch Zivilisierung? 

Nonproliferationspolitik 

Für den Bereich der Nonproliferationspolitik erklärt Oliver Meier (1997, 2001) das Festhalten 
des wiedervereinigten Deutschlands am nicht-nuklearen Status durch das rollentheoretische 
Zivilmachtskonzept. Die neorealistische Prognose, Deutschland werde aufgrund der internati-
onalen Strukturveränderungen nach Nuklearwaffen streben, habe sich als voreilig erwiesen. 
Auch deren politikberatende Komponente, nach der eine atomare Bewaffnung Deutschlands 
wünschenswert sei, weil sie zur Stabilisierung der europäischen Sicherheitsordnung beitrage, 
sei nicht haltbar.39 Meier argumentiert darüber hinaus, dass selbst wenn der nukleare US-
Schutzschild innerhalb der NATO herabgelassen würde, Deutschland weiterhin an seinem 
nicht-nuklearen Status festhalten werde. Folglich weist er auch die institutionalistische Argu-
mentation zurück, nach der die deutsche Haltung (nur) interessenorientiert erklärt werden 
könne, ein Rückzug des US-Schutzschildes oder der europäischen Nuklearschirme Frank-
reichs und Großbritanniens unweigerlich eine "Nuklearisierung Deutschlands" nach sich zie-
hen würde.40 
Aus dem Idealtypus leitet Meier folgende Hypothesen für das Verhalten einer Zivilmacht im 
Bereich Non-Proliferation und Abrüstung ab. Es reiche nicht aus, als Staat auf die Entwick-
lung, den Bau und die Nutzung von Nuklearwaffen zu verzichten, wie die Bundesrepublik es 
mehrfach (auch nach 1989) getan habe. Eine idealtypische Zivilmacht müsse sich auch aktiv 
für die Abrüstung und Denuklearisierung in der internationalen Politik einsetzen. Meier 
konstatiert, dass Deutschland seit Anfang der 1990er Jahre zahlreiche Versuche unternommen 
habe, die Nuklearisierung der internationalen Beziehungen und die Militarisierung der Non-
Proliferationspolitik zu bremsen bzw. zurückzuführen. Im Rahmen der unbeschränkten Ver-
längerung des NV-Vertrages und der Genfer Abrüstungskonferenz habe sich Bonn gemein-
sam mit den EU-Partnern als treibende Kraft erwiesen. 
Ebenso wie in anderen Politikfeldern sei die "Solidarität mit den Partnern" jedoch ein gleich-
gewichtiges Ziel der deutschen Abrüstungs- und Nonproliferationspolitik in dieser Phase ge-
wesen. So sei die umfassende Nonproliferationsinitiative von Außenminister Kinkel im De-
zember 1993, die als Reaktion auf die US-amerikanische Counter-Proliferation-Initiative ent-
stand, nach heftiger Kritik einiger Verbündeter fallengelassen worden. Die Bundesregierung 
unterstützte 1996 ebenfalls die Position verbündeter Nuklearmächte bei der Entscheidung des 
Internationalen Gerichtshofes über die Rechtmäßigkeit der Anwendung von Nuklearwaffen 
(Meier 2001). 
Zusammenfassend lässt sich aus Meiers Analyse folgendes festhalten: Ebenso wie Maull, 
Frenkler, Kirste u.a. weist er daraufhin, dass innenpolitische Interessen durch Rollenerwar-
tungen geprägt, aber nicht determiniert werden. Im Fall des Nuklearforschungsreaktors in 

                                                 
39  Meier 2001 bezieht sich auf die Aussagen von Waltz 1993: 67, 1981 sowie Mearsheimer 1990. 
40  Vgl. zustimmend Müller 2000: 10f. 
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Garching habe die Bundesregeriung auf Druck der bayrischen Staatsregierung gegen die ex-
pliziten Erwartungen der Partner, insbesondere der USA gehandelt. Ebenso habe die Regie-
rung Kohl – auf Druck der deutschen Nuklearindustrie – die Einführung eines schärferen 
Verifikationssystems im Zuge der Reform des IAEA-Safeguardsystems nicht unterstützt 
(Müller 2000: 8f.). Gleichwohl lässt sich das Verhaltend er Bundesrepublik im Bereich der 
Nonproliferationspolitik noch mit dem Konezpt der Zivilmacht erklären. 

Bundeswehreinsätze in den 1990er Jahren: Rollenwandel außerhalb des Bündnisgebietes? 

Die Beteiligung deutscher Bundeswehreinheiten an friedensschaffenden und friedenserhalten-
den Maßnahmen außerhalb des NATO-Bündnisgebietes ist von einer großen Anzahl der Be-
obachter als Anzeichen für einen grundlegenden Wandel der bundesdeutschen Außenpolitik 
in den 1990er Jahren gewertet worden.41 Nina Philippi (1997, 2001) und Hanns Maull (2000; 
2001) interpretieren die Ausweitung des militärischen Engagements als Reaktion auf den ex-
ternen Erwartungsdruck (insbesondere der USA),42 der im Verein mit innenpolitischen 
Lernprozessen zu einer Veränderung der deutschen außenpolitischen Rolle führte.  
Trotz der Veränderungen sehen beide Autoren das sicherheitspolitische Rollenverhalten des 
vereinigten Deutschland weitgehend im Einklang mit dem Idealtypus der Zivilmacht. In der 
deutschen Debatte wurden die Rollenerwartungen des Auslands von den Entscheidungsträ-
gern mit dem Ruf nach der "Bündnisfähigkeit des wiedervereinigten Deutschlands" einge-
führt. In ihrer Analyse der deutschen out-of-area Debatte zeigt Philippi (1997) deutlich, dass 
die bisherige deutsche Zurückhaltung, Militär jenseits der Bündnisgrenzen einzusetzen, nur 
langsam verändert wurde. Die Spaltung der Kohl-Regierung in den Jahren 1993/94 in der 
Frage der BW-Auslandseinsätze, die schließlich mit dem Gang der FDP-Fraktion im Bun-
destag zum Bundesverfassungsgericht endete, ist ein deutliches Indiz für die Überforderung 
des politischen Problemlösungsprozesses, die schließlich erst durch eine verfassungsrechtli-
che Reformulierung der eigenen sicherheitspolitischen Rolle beendet wurde.  
Hanns Maull kommt in seiner Untersuchung des Kosovo-Einsatzes der Bundeswehr zu dem 
Ergebnis, dass der Krieg der NATO gegen das ehemaligen Jugoslawien keinen fundamentalen 
Bruch mit dem bisherigen Rollenverständnis bedeute. Parallel zu der von Philippi beschrie-
benen Anpassung der deutschen Haltung an die Rollenerwartungen der Verbündeten hätten 
sich im Zuge der eskalierenden Gewalt im ehemaligen Jugoslawien die gesellschaftlichen 
Erwartungen gegenüber der deutschen Außenpolitik gewandelt. Nur so sei zu erklären, dass 
der Kampfeinsatz der Bundeswehr im Kosovo ohne nennenswerte Opposition in Parlament 
und Gesellschaft geblieben sei (Maull 2000; Philippi 2001).  

                                                 
41  Vgl. Szabo 1999; Siedschlag 1999;  
42  Beispielhaft die Aussage des ehemaligen britischen Außenministers Douglas Hurd: "Germany has to be 

willing to function on the same basis as everybody else, as regards the use of its armed forces and security 
matters. We cannot have the most powerful member of the community claiming that it cannot operate like 
everybody else", Persönliches Interview, Dezember 1995, zitiert in: Aggestam 1999: 12. 
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Drei Faktoren hätten das Verhalten der rot-grünen Koalition im Kosovo bestimmt. Zum einen 
habe die neue Regierung aufgrund der hohen Rollenerwartungen aus dem Ausland kaum eine 
andere Chance gehabt, als "Solidarität mit ihren Verbündeten" zu zeigen. Ein früher "deut-
scher Sonderweg" hätte die außenpolitische "Kontinuitätsrhetorik" der Regierung Schröder 
Lügen gestraft und aufgrund des hohen Integrationsgrades erhebliche Rückwirkung auf die 
gesamte deutsche Außenpolitik gehabt. Zum anderen sei die Glaubwürdigkeit westlicher In-
stitutionen (EU, NATO, VN) aufgrund der anhaltenden Kampfhandlungen und Menschen-
rechtsverletzungen grundlegend in Frage gestellt worden. Die Hoffnung durch Institutionali-
sierung Nationalismus und Gleichgewichtspolitik in die Schranken zu verweisen, eine der 
zentralen Lehren der bundesdeutschen Nachkriegsgeschichte, schien damit an Gültigkeit zu 
verlieren.  
Letztlich sei das Verhalten der rot-grünen Koalition aber nicht ohne den außenpolitischen 
"Wertewandel" zu erklären, den die damaligen Oppositionsparteien SPD und Grüne/Bündnis 
90 seit Anfang der Kriege im ehemaligen Jugoslawien mitgemacht hätten (Philippi 1997; 
Bauer 2000). Unter dem Eindruck der sich verschärfenden Kampfhandlungen und Vertrei-
bungen seien die pazifistischen Grundeinstellungen weiter Teile der SPD und der Grünen, 
nach der von deutschem Boden kein Krieg mehr ausgehen dürfe, zunehmend unter Druck 
geraten (Maull 2000b; 2001; ebenso Jahn 2000).  
Durch einen klassischen Wertekonflikt zwischen dieser pazifistischen Grundhaltung ("Nie 
Wieder Krieg") und der Überzeugung,43 dass Völkermord von zivilisierten Gesellschaften 
unterbunden werden müsse ("Nie wieder Ausschwitz"), reifte die Entscheidung, dass sich die 
Bundesrepublik (auch unter einer rot-grünen Koalition) an der Intervention beteiligen müsse.44  
Einen wichtigen Zwischenschritt auf dem Weg der Grünen zur Akzeptanz dieses gewandelten 
sicherheitspolitischen Rollenverständnis bildet die Ermordung mehrerer tausend Bosnier in 
den VN-Schutzzonen Sreberenica und Zepa im Jahre 1995. Vor dem Hintergrund des offen-
sichtlichen Versagens der Vereinten Nationen, die Flüchtlinge effektiv zu schützen, konsta-
tierte Joschka Fischer für die Grünen in einer Rede vor dem Bundestag:  

"Wir sind in einem echten Wertekonflikt. Auf der einen Seite Gewaltfreiheit als Vision in 
einer Welt, in der Konflikte durch Vernunft gelöst werden, durch Recht und Mehrheitsent-
scheidungen, durch Verfassungsstaat und nicht mehr durch nackte Gewalt, der Verzicht 
auf militärische Gewalt, das Ziel, Strukturen zu schaffen, damit diese nicht notwendig ist; 
auf der anderen Seite das verfluchte Dilemma, Menschen zum Überleben nur noch durch 
die Entsendung von Militär helfen zu können. Zwischen der Solidarität zum Überleben 
und der Verpflichtung zur Gewaltfreiheit – das ist unser Widerspruch […]."45 

                                                 
43  In einem Grundsatzpapier der Grünen/Bündnis 90 von 1993 hieß es dazu: "Die wichtigste Konsequenz aus 

der deutschen Geschichte lautet für uns: Nie wieder Krieg. Aber Sie lautet gleichzeitig auch: Nie wieder 
Auschwitz." Zitiert nach Philippi 1996: 127. 

44  Daß diese Überzeugung nicht mit der Entscheidung für einen Unterwerfungsfrieden (wie im Falle des 
deutschen Reiches) einherging, ist vielfach betont worden (Strategie). Auch die Art der Kriegsführung 
(Instrument), die primär auf die Begrenzung der Verluste der Verbündeten ausgerichtet war, rechtfertigt es 
nicht, von einer eindeutig und (ausschließlich) wertgebundenen Entscheidung zu sprechen, vgl. Mayer 1999. 

45  Joschka Fischer in einer Rede vor dem Deutschen Bundestag, 6.12. 1995, in: Das Parlament, 15.12. 1995. 



Harnisch – Deutsche Außenpolitik nach der Wende 19

Philippi und Maull argumentieren, dass sich weitere wichtige Charakteristika des deutschen 
Verhaltens nur sinnvoll erschließen lassen, wenn sie vor dem Hintergrund der deutschen 
außenpolitischen Rolle interpretiert werden. Zum einen drängte die Bundesregierung noch auf 
einen letzten diplomatischen Lösungsversuch (die Konferenz von Rambouillet), als die ame-
rikanische Diplomatie bereits die militärische Intervention forderte. Zum anderen bemühte 
sich das Auswärtige Amt intensiver um die Einbindung der Russischen Föderation und der 
Vereinten Nationen in die Konfliktlösung als andere Verbündete. Amerikanischen Plänen im 
neuen strategischen Konzept der NATO, die Legitimation von friedensschaffenden Maßnah-
men durch den VN-Sicherheitsrat nur noch als "wünschenwert" aber nicht mehr als "notwen-
dig" zu bezeichnen, erteilte die Bundesregierung eine Absage.46  
Aus Sicht der Bundesrepublik sei die Kosovo-Intervention der NATO "kein völkerrechtlicher 
Präzedenzfall" für friedensschaffende Maßnahmen ohne VN-Legitimation, sondern bleibe 
eine Ausnahme aufgrund besonderer Bedingungen. Damit habe die rot-grüne Koalition die 
Veränderungen des eigenen Rollenkonzepts deutlich eingegrenzt und an zentralen Normen 
ihrer bisherigen außenpolitischen Rolle festgehalten (Maull 2000; 2000b). 
Früheren Interpretationen, die in der unilateralen Anerkennungspolitik gegenüber Slowenien 
und Kroatien Anzeichen für eine Normalisierung der deutschen Außenpolitik erkannt haben 
wollten, wird damit widersprochen.47 Weder hat Bonn in seiner Jugoslawienpolitik 
autonomiemaximierende Instrumente und Strategien verfolgt, noch hat es versucht, durch die 
Schaffung von starken (National) Staaten, ein Machtgleichgewicht zu etablieren. Deutsch-
lands Konzept für die Zukunft des Balkans beruhte auf multiethnischen Einheiten, die ihre 
Gesellschaften durch demokratische Institutionen befrieden, und nicht auf ethnisch-reinen 
Entitäten, die sich durch gegenseitige konventionelle Abschreckung in Schach halten.48  
Die Analyse in den Fallstudien zeigt, dass die Verhaltenserwartungen der Verbündeten – i.e. 
transnationale Sozialisation im institutionellen Kontext von NATO und EU – einen wichtigen 
Einflussauf den deutschen Politikwandel ausübten. Dies stützt die institutionalistische These, 
dass Institutionen und die in ihnen festgeschriebenen Normen und Werte die Präferenzen ihrer 
Mitglieder beeinflussen. Doch ebenso wie im Falle der NATO-Osterweiterung erweist sich 
die institutionalistische Erklärung als ergänzungsbedürftig. Die Bundesrepublik bestimmte 
(wie ihre Partner) in der NATO und den Vereinten Nationen das Ausmaß des Wandels der 
Regeln und Normen im Bereich der Krisenintervention. 
Die empirischen Ergebnisse der Kosovostudien (Philippi 2001; Maull 2000, 2000b, 2001; 
Maull/Stahl 2000) zeigen, dass weder gesellschaftliche noch transnationale Sozialisation 

                                                 
46  Vgl. zur US-Position die Aussage des stellvertretenden US-Außenminister am 9. Februar 1999: „We believe 

that NATO's missions and tasks must always be consistent with the purposes and principles of the UN and 
the OSCE.... At the same time, we must be careful not to subordinate NATO to any other international body 
or compromise the integrity of its command structure. We will try to act in concert with the other 
organis ations, and with respect for their principles and purposes. But the Alliance must reserve the right and 
the freedom to act when its members, by consensus, deem it necessary." Zitiert nach Simma 1999:15. 

47  Vgl. Crawford 1996; Jäger/Paulus/Winter 2000. 
48  Vgl. Kirste 1998: 365-374, 397-415, 1998c; Maull 1995/96; Maull 2000, 2001; Maull/Stahl 2000. 
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allein erklären können, warum und wie die Bundesrepublik ihre lang gehegte Position gegen-
über einer VN-Legitimation für Kriseninterventionen veränderte. Die außenpolitische Rollen-
konzeption Deutschlands im militärischen Bereich bleibt in wichtigen Bereichen (Multinatio-
nalität, VN-Mandat, Präferenz für diplomatische Lösungen) intakt.49 Parallel zeigen die 
Untersuchungen der öffentlichen Debatte über die Auslandseinsätze, dass gesellschaftliche 
Lernprozesse den Politikwandel erklären.50 

Fazit 

Die folgende Tabelle fasst die empirischen Ergebnisse der Zivilmachtsforschung in den 
1990er Jahren hinsichtlich der Politikveränderung und der sie erklärenden Faktoren zusam-
men. Als Fazit lässt sich aus empirisch-analytischer Sicht festhalten, dass der rollentheoreti-
sche Zivilmachtsansatz sich als sinnvolles Instrument bei der Beschreibung und Erklärung der 
"modifizierten Kontinuität" in der deutschen Außenpolitik nach 1990 erwiesen hat. Der An-
satz verdeutlicht, wie sich die deutsche außenpolitische Rolle als "Zivilmacht" unter dem Ein-
fluss interner und externer Rollenerwartungen entwickelte, bzw. veränderte. Damit stärkt der 
empirische Befund dieses Forschungsstranges die Annahme, dass Akteur und Struktur nicht 
als "kausale Einbahnstraße" begriffen werden können, sondern in einer konstruktivistischen 
Außenpolitikanalyse als "Zweibahnstraße" definiert und analysiert werden müssen.  
 
Tabelle 1: Kontinuität und Wandel in der deutschen Außenpolitik nach 1990 
 

 Politikwandel/Kontinuität Rollenerwartungen/Sozialisation 

Osterweiterung NATO/EU Kontinuität, wenig Wandel Externe Rollenerwartungen 

Nichtverbreitung Kontinuität - - 
Auslandseinsätze Kontinuität, wenig Wandel Externe Rollenerwartungen/ 

transnationale Sozialisation; 
gesellschaftliches Lernen 

EU-Vertragsverhandlungen Kontinuität, wenig Wandel Interne und externe Rollener-
wartungen 

 

                                                 
49  Vgl. für eine ähnliche Interpretation Risse 1999: 52-56. 
50  Vgl. auch den Abschnitt "Außenpolitisches Lernen im Kosovokrieg. 
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IV. STÄRKEN UND SCHWÄCHEN DES ZIVILMACHTSANSATZES 

Ausgangspunkt der zivilmachtsorientierten Forschung ist die Annahme, dass systemische 
Ansätze in der Außenpolitikanalyse wichtige Defizite aufweisen, weil sie der Bedeutung von 
Ideen, Werten, Identitäten und deren Rekonstruktion im öffentlichen Diskurs nicht genügend 
Bedeutung beimessen. Im Gegensatz dazu geht der ZM-Ansatz davon aus, dass das sozial-
konstruierte außenpolitische Rollenkonzept der Bundesrepublik deren Außenverhalten prägt. 
Folglich betrachtet der Zivilmachtsansatz die Außenpolitik aus einer anderen, normativ-auf-
geladenen Perspektive; er teilt jedoch die rationalistische Grundannahme, dass Akteurspräfe-
renzen (ebenso wie deren Rollen) relativ fix und stabil sind.51 Gleichzeitig gehen die meisten 
ZM-Studien von der konstruktivistischen Leithypothese aus, dass eine Rekonstruktion der 
außenpolitischen Rolle –als Teil einer größeren außenpolitischen Kultur- eines Landes unter 
bestimmten Bedingungen möglich ist.52 Maull, Philippi und Frenkler zeigen in ihren Studien 
zu Bundeswehrauslandseinsätzen sowie zur EU-Vertragspolitik, dass sich die deutsche au-
ßenpolitische Rolle in den 1990er Jahren verändert hat. Unterschiedlich bewerten sie, ob und 
und wieweit sich das deutsche Rollenverhalten damit vom Idealtyp Zivilmacht entfernt hat. 
Die Frage nach der Konstruktion (Genese) und Rekonstruktion außenpolitischer Rollen gehört 
zu den wichtigsten einer moderat konstruktivistischen Außenpolitikanalyse. Die hier bespro-
chenen Fallstudien haben sich nur mittelbar mit der Genese, wohl aber mit der Rekonstruktion 
der (empirisch erfassbaren) deutschen Zivilmachtsrolle befasst.53  
Grundsätzlich lassen sich im rollentheoretischen ZM-Konzept vier kausale Einflusswege im 
Rekonstruktionsprozess einer außenpolitischen Rolle identifizieren: 1) die (Re)konstruktion 
der Rolle kann externen Ursprung haben, der auf die geänderte Rollenerwartungen von Part-
nerstaaten und/oder Institutionen zurückgeht, in denen der zu untersuchende Staat eine 
"Rolle" einnimmt. 2) die (Re)konstruktion der Rolle kann einen internen Ursprung haben, der 
auf geänderte gesellschaftliche Rollenerwartungen zurückgeht. Diese geänderten ego-Rollen-
erwartungen, i.e. das Rollenselbstbild, können auf (materielle) formative Ereignisse (forma-
tive events) oder 3) die Veränderung der materiellen Interessenstruktur der Gesellschaft 
(Moravcsik 1997) zurückgeführt werden, die allerdings im Lichte der bisherigen eigenen 
Rollenerwartung interpretiert werden. 4) die Interaktion von externen und internen Rollener-
wartungsveränderungen. 

                                                 
51  Ein solcher statischer, konstruktivtischer Ansatz ist Grundlage für die Analyse bei 

Boeckle/Rittberger/Wagner 1999; Berger 1998; Duffield 1998; Longhurst 2000; vgl. auch die 
Besprechungen von Maull 2000a (Berger ) und Harnisch 2000a (Duffield). 

52  So auch Risse 1999: 43f. 
53  Die Frage wie Deutschland zur Zivilmacht wurde bzw. seine spezifische außenpolitische Identität erlangte, 

ist in einigen Studien thematisiert, wenngleich nicht systematisch untersucht worden: Maull 1990; Maull 
1990a; Harnisch 1995; Neack 1995: 224-227; Katzenstein 1996a: 529; Berger 1998; Tewes 1998; Banchoff 
1999; Longhurst 2000. Die meisten Autoren gehen davon aus, daß es sich hierbei um "hegemoniale" oder 
"institutionelle Sozialisierung", nicht aber um systemweite Zivilisierungsprozesse gehandelt habe. Zum 
Konzept der hegemonialen Sozialisierung: Ikenberry/Kupchan 1990. 
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Erklärungskraft des Zivilmachtsansatzes 

Die bisherige Analyse hat verdeutlicht, dass der rollentheoretische Zivilmachtsansatz erfolg-
reich den kausalen Einflussweg und den "normativen Referenzrahmen", i.e. den Idealtypus 
Zivilmacht" identifizieren kann. Im Falle der Bundeswehrauslandseinsätze zeigte Nina Phi-
lippi, dass die deutschen Eliten die in der ZM-Rolle verankerte Norm des Multilateralismus 
nutzten, um die stetige Ausweitung der Bundeswehrmandate lediglich als "Anpassung an die 
legitime Verhaltensweise der Verbündeten" zu präsentieren. Folglich benutzten deutsche Ent-
scheidungsträger den multilateralen Handlungsrahmen als Instrument, um skeptische Teile in 
ihrer Partei und der Gesellschaft von der "Angemessenheit" ihres Handelns zu überzeugen. 
Dieser Rekonstruktionsweg kann jedoch nur dann erfolgreich sein, wenn die Norm, in diesem 
Fall "Multilateralismus", tief in das Rollenselbstbild einer Gesellschaft integriert ist. Hanns 
Maulls Analyse der Kosovo-Entscheidung hebt darüber hinaus hervor, dass die Bundesregie-
rung der Norm "Gewaltmonopol des VN-Sicherheitsrates" (deutlich) mehr Bedeutung beimaß 
als ihre Verbündeten.54  
In die gleiche Richtung argumentiert Henning Tewes im Falle der deutschen NATO-Oster-
weiterungspolitik. Er konstatiert, dass Mittel- und osteuropäische Politiker erfolgreich an das 
deutsche Rollenselbstbild des "integration wideners" (Integrationserweiterers) appellierten, 
indem sie die NATO als "Wertegemeinschaft" definierten, die den jungen Demokratien in 
MO-Europa nicht den Zugang verweigern könnten, ohne sich gegen die sie konstituierenden 
Werte zu vergehen. Tewes verweist ebenfalls auf die (kreativen) Spannungen zwischen unter-
schiedlichen Normen der deutschen außenpolitischen Rolle (Erweiterung vs. Vertiefung) und 
die Versuche der Regierung Kohl diese Rollenkonflikte zu negieren, zu umgehen und durch 
Prioritisierung zu lösen. Somit stärken die Ergebnisse der zivilmachts-orientierten Forschung 
die Argumentation transnationaler Konstruktivisten, nach der regional oder global geteilte 
Normen und Werte die Wahrnehmung ihrer Adressaten in der Frage, was "angemessenes 
Verhalten"55 ist, beeinflussen und so zur Ausbildung von gemeinsamer Identitäten beitragen 
können.  

Theoretische Herausforderungen: Rollenkonflikte, gesellschaftliche Interessenformation und 
die Theorie außenpolitischer Sozialisation 

Eine kritische Reflektion der theoretischen Stärken und Schwächen des rollentheoretischen 
Ansatzes und des Idealtypus in den Fallstudien verweist auf drei konzeptionelle Herausforde-

                                                 
54  Ob ein solches Gewaltmonpol besteht oder bestehen sollte, wurde während des Kosovokonflikts erhitzt 

debatiert, vgl. Michael Mandelbaum, "America's War, Germany's Peace", in: New York Times, 07.07. 1999; 
Werner Link, "Gegen die Chimäre vom Gewaltmonopol der UN, in: FAZ, 24.10. 1998. Für die Analyse des 
Verhaltens der rot-grünen Koalition ist dies indes unerheblich, ging diese in ihrer Mehrheit doch davon aus, 
daß ein solches Gewaltmonopol bestünde bzw. bestehen solle und deshalb auch schützenswert sei. 

55  Die "Logik der Angemessenheit" beschreibt die These der konstruktivistischen Institutionalisten, nach der 
das norm-konforme Verhalten von Akteuren in Institutionen nicht auf "Nutzenmaximierung", sondern auf 
die Logik der Angemessenheit zurückgeht, welche zentrale Normen als angemessen (für einen Akteurstyp) 
definiert, gleich welche Auswirkung die Einhaltung der Norm auf die Gewinnerwartung in der 
Nutzenfunktion des Akteurs hat, vgl. March/Olsen 1989; March/Olsen 1995; March/Olsen 1998. 
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rungen.56 Zunächst zeigen einige Fallstudien deutlich, dass es inhärente Spannungen zwischen 
den unterschiedlichen im Idealtypus verankerten Normen und Werten gibt. Zweitens hält der 
Zivilmachtsansatz (aus forschungspraktischen Gründen) an der modellhaften Vorstellung ei-
nes unitarischen Akteurs fest. Dies schafft einige Schwierigkeiten bei der Verbindung der 
konstruktivistischen Wurzeln mit den Traditionslinien aus der vergleichenden Außenpolitik-
forschung. Drittens fehlt dem Zivilmachtsansatz nach wie vor eine explizite (testbare) Theorie 
des Normwandels durch interne und/oder externe Rollenerwartungen. 

Rollenkonflikte und der transformative Charakter des Zivilmachtsansatzes 

Im Hinblick auf die Spannungen zwischen zentralen Normen des Idealtypus Zivilmacht lassen 
sich folgende (verwobene) Argumentationslinien identifizieren. Erstens lässt sich aus theore-
tischer Perspektive die Forderung erheben, dass sich der Idealtyp stärker diskriminierend ent-
wickeln muss, um Zivilmachtsverhalten und anderes (gegensätzliches) Verhalten besser von-
einander trennen zu können.57 Das ursprüngliche Trierer Forschungsprojekt hat zwei Wege 
eingeschlagen, um Abhilfe in diesem Punkt zu schaffen. Zum einen hat es Gegenkategorien 
zu den idealtypischen Zivilmachtskategorien eingeführt. Dadurch sollte z. B. zivilmachtskon-
formes von Großmachtsverhalten frühzeitig unterschieden werden können (DFG-Forschungs-
projekt "Zivilmächte" 1997: 27-30). Zum anderen ist der umfassende Kriterienkatalog auf 
drei zentrale Kategorien heruntergebrochen worden: a) Gestaltungswille; b) Autonomiever-
zicht; c) interessenunabhängige Normdurchsetzung (Harnisch 1997: 6-8; Kirste 1998: 460-
462).  
Damit hat der rollentheoretische Ansatz (erheblich/deutlich) an Erklärungskraft gewonnen, 
wenngleich der Idealtypus als Maßstab für "zivilisierende Außenpolitik" an normativer An-
ziehungskraft verloren hat. Henning Tewes thematisiert das Spannungsverhältnis zwischen 
dem "wertfreien" analytischen Instrument "Idealtyp" im Weberschen Sinne und dem normativ 
aufgeladenen Konzept der Zivilmacht. Weder in der "realen Welt der Politikberatung", noch 
in der "theoretischen Welt der Erklärung" lasse der Idealtyp Zivilmacht eine (konkrete) Prio-
ritätensetzung zwischen seinen zentralen Normen zu (Tewes 2001; Philippi 2001). Gleichzei-
tig wird in der Zivilmachtsliteratur gewürdigt, dass die ambivalente (aber transparente) Hal-
tung in der Frage wertfreier Idealtypus vs. Normative Zivilmacht eine Bereicherung der libe-
ralen Theorie der internationalen Beziehungen darstelle (Maull 1990, 1990a), weil sie (expli-
zit) die Transformation des nationalstaatlich organisierten Systems anstrebe (Tewes 1997: 
357; Harnisch/Maull 2001b).58  
Die Reduzierung des Idealtypus Zivilmacht auf drei Kernkategorien bringt noch einen zwei-
ten theoretisch-methodologischen Nachteil mit sich. In den empirischen Untersuchungen 
wurde herausgearbeitet, dass die Bundesrepublik nicht einfach bisherigen Normen gefolgt ist 

                                                 
56  Grundlegend hierzu Harnisch 1997; Tewes 1997. 
57  Vgl. Harnisch 1997: 6; Tewes 2001; Philippi 2001; Pfeil 2000: 141f. 
58  Dies ist, zumindest für einige Kommentatoren, der kritikwürdigste Punkt des gesamten Konzepts, vgl. Link 

1999; Schöllgen 1997. 
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und damit ihre außenpolitische Rolle als Zivilmacht reproduziert hat. Im Gegenteil: Entschei-
dungsträger haben (in ihren Parteien) in mehreren Fällen (Auslandseinsätze, Osterweiterun-
gen) engagiert über die Legitimität neuer Normen und Werte in ihrem eigenen Rollenver-
ständnis diskutiert und gestritten.59 Folglich wurde offen debattiert, was "angemessenes Han-
deln" für eine Zivilmacht Deutschland in Zukunft bedeuten solle. Aus theoretischer Perspek-
tive rücken die Konflikte zwischen zentralen Normen des Zivilmachtskonzepts und die sich 
verändernden Auffassungen darüber, was als angemessen/legitim zu gelten habe, in den Mit-
telpunkt der Analyse des Wandels außenpolitischer Rollen.  

Das Öffnen der "Black Box": gesellschaftliche Interessenformation und Rollenwandel 

Der Zivilmachtsansatz hat mit der Übernahme des Modells des einheitlichen rationalen Ak-
teurs, ebenso wie die meisten anderen konstruktivistischen Ansätze zur deutschen Außenpoli-
tikanalyse, sich eigene enge Grenzen gesetzt.60 Obwohl er durch den rollentheoretischen An-
satz innenpolitische Prozesse abbilden und einfließen lassen könnte (advocacy coalitions, 
epistemic communities etc.), hat das Zivilmachtskonzept bisher den innenpolitischen Inte-
ressenformationsprozess und seinen Einfluss auf das deutsche Rollenverhalten nicht systema-
tisch erfasst. Nach den empirischen Befunden in der Nonproliferationsfallstudie und den EU-
Vertragsverhandlungen muss die Frage gestellt werden, ob die (materiellen) Eigeninteressen 
bestimmter innenpolitischer Akteure nicht zunehmend mit dem Verhaltensweisen einer Zi-
vilmacht kollidieren (Maull 1997; Anderson 1997, 1999). 
Grundsätzlich geht der Zivilmachtsansatz davon aus, dass die innere Verfasstheit der Bundes-
republik günstig für die Etablierung einer "zivilisierenden Außenpolitik" ist. Das Grundgesetz 
bindet die Außenpolitik an fundamentale Werte und öffnet die Bundesrepublik gegenüber 
supranationaler Integration (Bierling 1999: 9-20).61 Gleichzeitig schafft das Grundgesetz 
durch die Grundrechte verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen für eine starke Zivilgesell-
schaft gegenüber dem Staat.62 Bis Mitte der 1990er Jahre gab es einen starken permissiven 
Konsensus für eine Vertiefung der Europäischen Union und eine starke Präferenz für nicht-
militärische Mittel in der Außenpolitik innerhalb der deutschen Gesellschaft.63  

                                                 
59  Ob diese Prozesse bereits als "argumentatives Handeln" bezeichnet werden kann (vgl. Müller 1994; Risse 

2000), sei dahin gestellt. Um diese Frage beantworten zu können, müßten Prozesse der "sozialen 
Überzeugung" von Prozessen "individuellen Lernens" sowie die Wechselwirkung zwischen beiden 
Prozessen differenziert werden. 

60  Vgl. bspw. Berger 1998; Duffield 1998; Banchoff 1999, Longhurst 2000; kritisch Jaeger 1996: 319-322.  
61  Die institutionelle Gleichförmigkeit (institutional fit) zwischen dem bundesdeutschen Föderalismus und der 

europäischen Integration wird von einigen institutionalistischen Interpretationen der deutschen Außenpolitik 
als Hauptgrund für die pro-integrationistische Politik Deutschlands herangezogen, vgl. 
Bulmer/Jeffery/Paterson 1997; Bulmer 1997, kritisch dazu Cowles/Risse 1999: 11. 

62  Vgl. Frenkler (2001) für die internationale Offenheit des GG sowie Maull 1992: 781ff. und Tewes 1998: 84-
87 für die demokratischen Grundlagen der Zivilmacht Deutschland. 

63  Vgl. für den permissiven Konsensus in der europäischen Integration bis Mitte der 1990er: Rattinger 1996. 
Für den Wandel der Haltung seither: Glaab et al. 1998, Eurobarometer 2000. Für die Haltung in der Frage 
des Einsatzes der Bundeswehr bis Mitte der 1990er: Asmus 1993, 1995, 1996; zur Haltung der öffentlichen 
Meinung im Kosovo-Konflikt: Maull 2000: 64f.  
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Doch weisen die empirischen Analysen einige Anzeichen für einen Wandel in der permissi-
ven Grundhaltung der Gesellschaft für eine zivilmachtsorientierte Außenpolitik auf. Zwei 
Beispiele stechen hervor: Erstens blockierte die Regierung Kohl während der Amsterdamer 
Vertragsverhandlungen im Juni 1997 eine weitergehende Integration im Bereich Zusammen-
arbeit Innen und Justiz aufgrund einer Intervention von Seiten der Bundesländer (Frenkler 
2001; Barth/Mentler 1998). Zweitens zeigte sich der Einfluß des Freistaates Bayern deutlich 
in der Frage des Forschungsreaktors in Garching (Meier 2001). 
Der empirische Befund einer wachsenden "Domestizierung" der deutschen Außenpolitik legt 
die Frage nach der gesellschaftlichen Unterstützung für eine "zivilisierende" Außenpolitik 
nahe. Betrachtet man die unterschiedlichen Antworten auf diese Frage aus der Perspektive des 
rollentheoretischen Zivilmachtsansatzes, so wird ein drittes (theoretisch-methodologisches) 
Defizit deutlich: das Fehlen einer expliziten Theorie über Rollen/Normwandel aufgrund inter-
ner oder externer Erwartungen, d.h. einer Theorie transnationaler oder gesellschaftlicher So-
zialisation bzw. außenpolitischen Lernens. In einer ersten Annäherung lassen sich folgende 
kausale Erklärungspfade für diese Phänomene herausarbeiten. 
Zunächst lässt sich Politikwandel als Produkt veränderter interner Anforderungen mit einher-
gehendem Rollenwandel oder ohne Rollenwandel identifizieren. Ersteres ließe sich als Pro-
zess der gesellschaftlichen Sozialisierung weg von der (herrschenden) Rollenkonzeption einer 
Zivilmacht charakterisieren. Dies hätte nachhaltige Folgen, da die Einstellungsveränderung 
Verhaltensveränderungen auch nach dem Wegfall (materieller) gesellschaftlicher Anforde-
rungen mit sich bringen würde. Letzteres, Verhaltensveränderung ohne Rollenwandel, zeitigt 
andere Schlussfolgerungen. Wenn gesellschaftliche Anforderungen Politikveränderungen 
herbeiführen, die wertbezogenen Einstellungen entgegenstehen, muss sich der gesellschaft-
liche Druck massiv erhöht haben oder die Prägekraft ideeller Faktoren gesunken sein. Sollte 
der gesellschaftliche Druck allerdings wieder nachlassen, wäre ein wachsender Einfluss nor-
mativer Faktoren zu erwarten.64 
Die hier präsentierten Fallstudien zeigen deutlich, dass es primär Politikwandel ohne nach-
haltigen Rollenwandel gegeben hat. Damit wird nicht argumentiert, dass Rollenwandel nicht 
auch noch als Ergebnis von Politikwandel auftreten kann. Das empirische Material erhärtet 
jedoch die These, dass die Bundesrepublik auch in den 1990er Jahren dem Rollenkonzept der 
Zivilmacht im großen und ganzen treu geblieben ist (Rubinstein 1999: 129; Rittberger 1999).  

Bringing domestic politics back in 

Der Wandel in der deutschen Außenpolitik nach 1990 kann mit Hilfe des Idealtypus Zivil-
macht interpretiert werden. Die bisherigen Politikveränderungen spiegeln (noch) die unter-
schiedliche Betonung zentraler Werte/Normen des Idealtypus wider. So lässt sich das deut-

                                                 
64  Vgl. die Untersuchung von Anderson (1999) zum sektoral differenzierten Einfluß der veränderten 

gesellschaftliche Anforderungen nach der Wiedervereinigung auf die regulative Europapolitik der 
Bundesrepublik. 
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sche Verhalten im Kosovokrieg als Rollenkonflikt zwischen der (loyalen) Partnerrolle, dem 
Verfechter von Menschenrechten auf der einen Seite und der Unterstützung für internationales 
Recht, in diesem Fall das Legitimationsmonopol des VN-Sicherheitsrates für friedenserzwin-
gende Maßnahmen analysieren (Maull 2000).  
In jenen Fällen, in denen das Verhalten der Bundesregierung offensichtlich nicht mit den aus 
dem Idealtypus abgeleiteten Verhaltenserwartungen übereinstimmte, sollte die Frage gestellt 
werden, ob es sich um systematische Abweichungen oder um Einzelfälle handelt. Wenn es 
sich nicht um systematische Abweichungen handelt, dies legt der empirische Befund nahe – 
dann gilt es zu prüfen, unter welchen Bedingungen Politikveränderungen mit oder ohne 
Rollenwandel zustande kamen.65 Die folgenden Ausführungen erheben nicht den Anspruch 
einer systematischen Analyse von Wandel in unterschiedlichen Politikfeldern. Sie sollen le-
diglich Anhaltspunkte für weitere Hypothesenbildung liefern.  
In den meisten Fällen, in denen das Rollenverhalten gegen den Zivilmachts-Idealtypus ver-
stieß, handelte es sich um (re)distributive Politik innerhalb der Europäischen Union: im Fall 
"Sparkassen/Landesbanken", deutsche Beitragszahlungen, Reform der Agrarpolitik etc. An-
gesichts dieses Befundes liegt die Vermutung nahe, dass die spezifischen (materiellen) Rah-
menbedingungen in diesem Politikfeld die Wirkung ideeller Faktoren veränderten oder gar 
aufhoben. Geht man dieser Vermutung auf den Grund, so kommt man zu der These, dass 
Deutschlands Bereitschaft zur Durchsetzung integrativer Politiken (zunehmend) auf die Fä-
higkeit zu innerstaatlichen Ausgleichszahlungen angewiesen war. Der Niedergang der Staats-
finanzen im Zuge der deutschen Einheit hätte dann diese Fähigkeit deutlich eingeschränkt, 
mithin ließe sich eine stark integrationistische Politik nur im konstitutionellen Bereich erwar-
ten (oder in jenen redistributiven Bereichen, in denen ein gemeinsames „nationales“ Interesse 
vorliegt oder verhandelt werden kann).  
Wenn sektorspezifische Interessen durch weitere Integrationsmaßnahmen Schaden nehmen 
und wenn diese in der Lage sind, innergesellschaftliche Vetomacht zu etablieren, dann wird 
die integrationistische Grundhaltung der Zivilmachtsrolle zugunsten partikula-
rer/gesellschaftlicher Anforderungen verändert. Diese Interpretation beinhaltet die Annahme, 
dass normkonformes Verhalten in der deutschen Europapolitik, i. S. der Zivilmachtsrolle, 
zunehmend von innergesellschaftlichen Verteilungsprozessen und Tauschgeschäften abhängig 
ist.66  
Die bisherige Zivilmachtsforschung sowie einige andere Untersuchungen zur deutschen 
Europapolitik weisen darauf hin, dass die "Domestizierung" der deutschen Außenpolitik im 
wesentlichen auf die veränderte Stellung der Bundesländer im europapolitischen Prozess zu-

                                                 
65  So zeigt bspw. Henning Tewes in seiner Fallstudie zur EU-Osterweiterung, daß Bundeskanzler Kohl die 

Frage der Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze aus wahltaktischen Gründen offenhielt und damit auf das 
Drängen der bayrischen Staatsregierung und der Vertriebenenverbände reagierte, vgl. Tewes 1998: 114-123; 
Korte 1998: 468-474. 

66  Vgl. Garrett/Weingast 1993: 186: "[ideational factors will be more important] the lesser the distributional 
asymetries between contending equilibria and the smaller the disparities in the power resources of actors." 
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rückgeht.67 Gleichzeitig erscheint die These von einem Rollenwandel in der deutschen 
Europapolitik aber wenig überzeugend. 
In den meisten untersuchten Fällen übten die Bundesländer einen gewichtigen Einfluss auf die 
Bundesregierung aus, in dem sie diese auf bestimmte "nationale Interessen" verpflichteten. 
Während des Amsterdamer EU-Gipfels widersetzte sich die Bundesregierung einer weiteren 
Vergemeinschaftung der Zusammenarbeit in der Innen- und Justizpolitik, weil einige Bun-
desländer fürchteten, ihr "nationales Veto" in der Asylpolitik zu verlieren. Im Fall der EU-
Subventionsverschiebung zugunsten des Volkswagenkonzerns verteidigte die Bundesregie-
rung den Freistaat Sachsen, der ohne Zweifel gegen geltendes EU-Recht verstoßen hatte. Im 
Falle der deutschen Nichtweiterverbreitungspolitik argumentierte Meier, dass die Entwick-
lung von waffenfähigem Plutonium im Forschungsreaktor Garching II auf das Insistieren der 
Siemens AG und der Bayrischen Staatsregierung zurückgeführt werden könnte. Folglich 
könnte argumentiert werden, dass Abweichungen vom bisherigen Zivilmachtskurs der 
Bundesrepublik in der Europapolitik und der Einhaltung internationaler Nonproliferations-
normen durch die gestiegene Beteiligung und Opposition der Bundesländer am Politikprozess 
erklärt werden können. 
Die Zivilmachtsfallstudien in diesen Bereichen testen diese Hypothese nicht. Der empirische 
Befund zeigt jedoch, dass die Länder nach der Einführung des neuen Artikel 23 GG nicht nur 
eine Vetoposition inne haben, sondern diese Position auch zunehmend nutzen. Zum einen 
engagierten sich die Länder im außen- und europapolitischen Prozess zunehmend als Anwälte 
der Interessen von (parastaatlichen) Unternehmen und einzelnen Interessengruppen. Zum an-
deren verfolgten die Länder zunehmend ihre eigene europapolitische Agenda, die auf den 
Erhalt staatlicher Autonomie unter dem Mantel des Subsidiaritätsprinzip abzielt.68  
Die jüngsten öffentlichen Drohungen der Länder, einen neuen EU-Vertrag (und damit die 
Erweiterung der Union) im Bundesrat scheitern zu lassen, wenn der Bund ihre Forderung 
nicht erfüllen werde, die öffentlichen Unternehmen der Daseinsvorsorge (Sparkassen, Rund-
funk, und Wohlfahrtsverbände) vom EU-Wettbewerbsrecht auszunehmen, weisen ebenfalls in 
Richtung auf einen gestärkten Einfluss der Länder. Gleichzeitig lässt das bisherige Verhalten 
der Länder ein solches Vorgehen unwahrscheinlich erscheinen. Zum einen erscheint die Dro-
hung, die Osterweiterung am deutschen Sparkassensystem scheitern zu lassen, nicht sehr 
glaubwürdig. Innerstaatliche Normen (Bundestreue) und europäische Normen (Erweiterung 
der Gemeinschaft demokratischer Staaten) lassen ein solches Unterfangen als illegitim und 
unverhältnismäßig erscheinen (Ideen stoppen Interessen). Zum anderen zeigte sich bereits 
während der Vorverhandlungen für die Regierungskonferenz 1996/97 und der Agenda 2000 
die abnehmende Fähigkeit der Länder mit einer Stimme zu sprechen (Bulmer/Jeffery/Paterson 
2000: 83; Engel 2000: 58; Jeffery/Collins 1998).  

                                                 
67  Vgl. Knodt/Staeck 1999; Jeffery 1994. 
68  Vgl. Maull 1998; Knodt/Staeck 1999. 
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Durch den deutschen Vereinigungsprozess hat sich dieser Trend verfestigt, denn durch die 
Aufnahme finanziell schwacher Länder und die Notwendigkeit hoher Transferzahlungen ist 
das föderale Interessenspektrum auseinandergerückt (partikulare Interessen stoppen gemein-
same Interessen). Gleichzeitig hat die wachsende Zahl von Koalitionsregierungen (über die 
bisherigen Parteigrenzen von CDU/FDP, SPD/Grüne hinweg) parteipolitische Bindungen im 
Länderabstimmungsverhalten schwächer werden lassen (Auel 2000). Durch diese Verände-
rung der innerstaatlichen Interessenformation werden "Tauschgeschäfte" zwischen einigen 
Ländern und dem Bund, wie jüngst im Zuge der Steuerreform, wahrscheinlicher. Eine rasche 
Veränderung der gesellschaftlichen Erwartungen gegenüber der europapolitischen Rolle der 
Bundesrepublik aufgrund dieser veränderten Situation der Bundesländer lässt sich hieraus 
allerdings nicht ableiten. Erst eine systematische Untersuchung der Veränderung der Einstel-
lung von Bevölkerung, Unternehmen u.a. binnenstaatlicher Akteure zur europäischen Inte-
gration kann jedoch Klarheit über das Ausmaß und die Richtung des Wandel der internen 
Rollenerwartungen erbringen.69  
Resümierend lässt sich festhalten, dass die Verhaltensabweichungen vom idealtypischen Zi-
vilmachtsverhalten (auch) durch die Einbeziehung binnenstaatlicher Interessenformationspro-
zesse erklärt werden kann. Gleichzeitig zeigt das empirische Material, dass sich in den 1990er 
Jahren keine starken Veränderungen bei den gesellschaftlichen Rollenerwartungen ergeben 
haben, die auf eine Verdrängung des Zivilmachtsrollenkonzepts abzielen. Wenn dies so wäre, 
wie behauptet worden ist (Glaab et al. 1997; Hellmann 1999; Knodt/Staeck 1999), dann 
würde das rollentheoretische Konzept die Vermutung nahelegen, dass die Bundesrepublik ihre 
Rolle nicht allein (re)konstruieren kann, sondern (weil diese auch durch externe Rollener-
wartungen konstituiert ist) auch ihre Partner mit einbeziehen muss. Folglich sollten konver-
gierende oder divergierende Rollenerwartungen im In- und Ausland in eine Analyse einflie-
ßen, die Aussagen darüber trifft, ob Deutschland auf dem Weg in eine "nationale Normalisie-
rung" ist.  

Gesucht: eine Theorie der Sozialisation in der Außenpolitik 

Mit der binnenstaatlichen Interessenformation ist ein drittes Defizit des rollentheoretischen 
Zivilmachtsansatzes verbunden: das Fehlen einer Theorie der außenpolitischen Sozialisation. 
Wie die bisherige Untersuchung gezeigt hat, sind Rollen und Identitäten keine fixen, stabilen 
sozialen Konstruktionen, sondern engmaschige, klebrige kognitive Strukturen über das Selbst 
und die Welt, die oft reifiziert, aber auch verändert werden können.  
Die Rollentheorie weist grundsätzlich zwei Wege auf, um die (Re)Konstruktion eines Rollen-
konzepts abzubilden. Erstens kann eine Rolle durch gesellschaftliche Mobilisierung von Inte-
ressengruppen in Frage gestellt und verändert werden, i.e. gesellschaftliche Sozialisation. Im 

                                                 
69  Für die nachlassende Zustimmung zum europäischen Integrationsprozess in der Bevölkerung: Niedermayer 

1998, Eurobarometer 2000; zur Haltung des Bundesverfassungsgerichts: Weiler 1995. 
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Fall der deutschen Europapolitik finden wir (zwar einige Fälle von) Politikwechsel, aber keine 
(dramatische) Veränderung des gesellschaftlichen Rollenselbstbildes.  
Zweitens gibt es die Möglichkeit einer Veränderung der außenpolitischen Rolle durch externe 
Rollenerwartungen, i.e. transnationale Sozialisation. Während die Fallstudien Sozialisations-
prozesse nicht systematisch untersuchen, lassen die empirischen Ergebnisse doch einige (ten-
tative) Schlussfolgerungen zu. Zunächst kann die Veränderung in der bundesdeutschen Hal-
tung zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr als Wandel der Überzeugungen über die Nütz-
lichkeit und Legitimität militärischer Gewalt interpretiert werden, der auf den Erwartungs-
druck der Verbündeten als auch auf die Erfahrungen mit militärischer Gewaltanwendung im 
ehemaligen Jugoslawien zurückgeht. Zweitens können wir den Rollenkonflikt der Bundesre-
gierung in der Frage der Osterweiterungen zwischen einer Vertiefung und einer Erweiterung 
der jeweiligen Institution auf die (gestiegenen) Rollenerwartungen der MOE-Staaten zurück-
führen. Die Eliten dieser Staaten übten massiven Erwartungsdruck aus, indem sie die "ge-
meinsame demokratische Kultur" ihrer Staaten und derer des Westens betonten und damit 
auch eine identitäre Verantwortlichkeit der "älteren" gegenüber den "jüngeren" Demokratien 
konstruierten. Beide Sozialisationsprozesse können also in den rollentheoretischen Ansatz 
integriert werden. Eine systematische Integration beider Sozialisationswege sollte diesem An-
satz sogar leichter fallen als anderen konstruktivistischen Ansätzen. Bisher fehlt dem Zivil-
machtsansatz jedoch eine Systematisierung der Wechselbeziehung zwischen diesen Soziali-
sationsprozessen und zwischen diesen und Rollenwandel. 

V. Mergers and acquisitions  

Der Zivilmachtsansatz geht auf das wachsende Unbehagen bei der Erklärung der deutschen 
und japanischen Außenpolitik nach dem Ende des II. Weltkrieges durch systemische Ansätze 
zurück (Maull 1990). Die Hauptthese ist, dass beide Staaten aufgrund bestimmter nationaler 
Rollenkonzept signifikant von dem durch Realisten und Institutionalisten projizierten außen-
politischen Kurs abweichen. Diese Rollenkonzepte sind Bündel von Normen, die Verhaltens-
erwartungen für die Außenpolitik des eigenen Landes aber auch anderer Staaten beinhalten. 
Der Zivilmachtsansatz ist hierbei nur ein Rollenkonzept, wenngleich der am weitestgehend 
operationalisierte. 
Die erste "freundliche Übernahme" bezieht sich deshalb auf die schnell anwachsende For-
schung zu außenpolitischen Rollen und Identitäten. Als Ole Holsti 1970 die Rollentheorie für 
die Außenpolitikanalyse erschloss, setzte er "nationale Rollen" mit den Wahrnehmungen au-
ßenpolitischer Eliten gleich und betonte dadurch den ego-part der Rolle. In Anlehnung an 
Holsti untersuchten Sampson und Walker, wie binnenstaatliche Strukturen und Politikpro-
zesse Rollenerwartungen und Rollenverhalten beeinflussten (Holsti 1970; Sampson/Walker 
1987). Die erste Generation der Rollentheoretiker entwickelte zahlreiche und z. T. hochkom-
plexe Rollentypologien.70 Eine zweite Generation von rollentheoretischen Untersuchungen 

                                                 
70  Vgl. Wish 1980; Jönsson/Westerlund 1982; Gaupp 1983; Walker 1987. 
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schlug einen anderen Weg ein, indem sie vergleichende Studien über Rollenerwartungen- und 
verhalten vorlegte.71 Einen Schwerpunkt dieses Forschungsstranges bildete der Versuch, 
nationale Rollen in ihrer Wechselbeziehung mit internationalen Institutionen zu analysieren.72  
Mit dieser neuen Ausrichtung verbinden sich jedoch zwei Defizite: Erstens, wie bereits er-
wähnt, hat auch die zweite Generation keinen systematischen Katalog nationaler Rollenkon-
zepte vorgelegt, die einen Vergleich oder Integration ermöglichen würden.73 Das zweite Defi-
zit bezieht sich auf die fehlende theoretische Verknüpfung von Rollenanalyse und konstrukti-
vistischem Institutionalismus (Checkel 1999; 1999a). Während rationale Institutionalisten 
davon ausgehen, dass Institutionen Akteurspräferenzen beeinflussen, können ihre konstrukti-
vistischen Kollegen tatsächlich zeigen, wie Institutionen durch Sozialisation Akteurspräferen-
zen verändern. Die Rollentheorie könnte einen Beitrag zur Spezifizierung unterschiedlicher 
Sozialisationsprozesse leisten, obwohl sie sich bisher auf die Erklärung der Stabilität von 
Rollenkonzepten kapriziert hat. Eine gegenseitige Übernahme könnte sich deshalb als frucht-
bar erweisen. 
Die zweite "freundliche Übernahme" betrifft den rationalistischen und konstruktivistischen 
Institutionalismus. Die empirischen Ergebnisse der Zivilmachtsanalysen zeigen, wie viele 
andere es zuvor auch getan haben, dass es nicht nur eine einzige Theorie sozialen Handelns 
gibt.74 Nutzen-orientiertes, norm-orientiertes und argumentatives Handeln kann gleichzeitig 
oder in Sequenzen auftreten. Folglich sollte es Aufgabe der zukünftigen Forschung sein, zu 
erklären, wie diese unterschiedlichen Handlungsmodi miteinander in Beziehung stehen. Der 
rollentheoretische Ansatz legt nahe, dass norm-orientiertes und argumentatives Handeln dann 
am stärksten sind, wenn Akteure intern wie extern durch ein dichtes Netz von konvergieren-
den Rollenerwartungen eingebunden sind. 
Die vorangegangene Untersuchung zeigt deutlich, wie die Bundesrepublik aufgrund ihrer au-
ßenpolitischen Rolle ihr institutionelles Umfeld verändert; sie verdeutlichen aber ebenso, wie 
die bundesdeutsche Rolle durch Institutionen wie die NATO und EU geformt wurde. Was 
dem rollentheoretischen Konzept bisher fehlt, ist ein kausaler Mechanismus, wie sich Verän-
derungen von und Verschiebungen zwischen den zentralen Normen der Rolle jenseits von 
Sozialisation entwickeln. Insofern erscheint die Integration einer Theorie außenpolitischen 
Lernens in das Zivilmachtskonzept angebracht.75 

                                                 
71  Vgl. LePrestre 1997; Breuning 1997; Chafetz/Abramson/Grillot 1997; Prizel 1998; Aggestam 1999. 
72  Neben den Fallstudien des DFG-Projektes: Barnett 1993; Chafetz/Abramson/Grillot 1997; Aggestam 1999. 
73  Dies geht auf den "unorthodoxen Gebrauch" der Rollenkonzepte der ersten Generation zurück, die meist 

ohne theoretische Reflektion operationalisiert wurden. Das Ergebnis ist eine weitgehende Inkompatibilität 
der meisten Rollenanalysen. 

74  Vgl. Risse 1999a; Checkel 1998; March/Olsen 1998, Zangl/Zürn 1999. 
75  Außenpolitisches Lernen kann definiert werden: "als Wandel von zentralen Überzeugungen (komplexes 

Lernen) und instrumentellen Überzeugungen (einfaches Lernen) über die internationale Politik, der einen 
Politikwechsel nach sich zieht". Damit kann außenpolitisches Lernen von Anpassung unterschieden werden, 
denn während Lernen einen Zielwandel beinhaltet, kann Anpassung als Prozess verstanden werden, der 
durch eine Veränderung von Instrumenten und Strategien weiterhin versucht, fixe Ziele zu verwirklichen, 
vgl. Levy 1994; Harnisch 2000: 717-726. 
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Als Illustration für diese Problemstellung erscheinen die Bundeswehr-Auslandseinsätze, spe-
ziell jene im ehemaligen Jugoslawien, geeignet, denn sie offenbaren die Defizite jener Erklä-
rungen, die gesellschaftliche und/oder transnationale Sozialisation in den Vordergrund stellen. 
Zunächst ist offensichtlich, dass die Bundesrepublik beim Waffengang im Kosovo mit einer 
zentralen Norm ihrer bisherigen außenpolitischen Rolle, der Mandatierung friedensschaffen-
der Maßnahmen durch den VN-Sicherheitsrat, brach.76 Dieser Bruch ist deshalb besonders 
schwerwiegend, weil die Schröder-Regierung in beiden Koalitionsparteien starke pazifistische 
Minderheiten beherbergt.77 Darüber hinaus war die Unterstützung für die Intervention in der 
bundesdeutschen Öffentlichkeit schwach, gesellschaftliche Sozialisationsprozesse erscheinen 
daher nicht überzeugend zu erklären, wie es zu diesem Normbruch und Verhaltenswandel 
kam. 
Betrachtet man die Kosovointervention aus transnationaler Perspektive, so erscheint das Er-
gebnis ambivalent. Unter dem Druck der Vereinigten Staaten erklärte sich die gewählte Re-
gierung Schröder bereit, NATO-Militäraktionen (falls notwendig) zu unterstützen. Außener-
wartungen gepaart mit gesellschaftlicher Skepsis, ob sich die rot-grüne Koalition als loyaler 
Bündnispartner erweisen würde, scheinen das (anpassende) Verhalten zu erklären. Je näher 
der Bundewehreinsatz im Kosovo jedoch rückte, desto stärker reflektierte die offizielle Rheto-
rik die Verhaltenserwartungen des Zivilmacht Idealtypus. Der Kosovokrieg stellte die Regie-
rung als auch die Bevölkerung vor einen Konflikt zwischen den Kernüberzeugungen der deut-
schen außenpolitischen Rolle nach 1945: Multilateralismus (niemals allein!!) und Normge-
bundenheit an Menschenrechte (niemals wieder Genozid!!). Die Spannung zwischen diesen 
Kernüberzeugungen und ihren Protagonisten war stärker als in jedem anderen NATO-Partner-
staat. Die Balkankriege und der Krieg gegen die serbischen Truppen im Kosovo traf damit 
den Kern der bundesdeutschen Nachkriegsrolle, der sich nach einer Güterabwägung verschob. 
Sicherlich haben auch materielle Interessen und normgebundenes Verhalten eine gewichtige 
Rolle bei der Entscheidung zur Kosovointervention gespielt: Flüchtlingsströme und die Auf-
rechterhaltung des Legitimationsmonopols des VN-Sicherheitsrates haben das deutschen Ver-
halten mit geprägt. Die G-8-Initiative, die letztendlich zum Waffenstillstand führte und eine 
VN-Mandatierung möglich machte, beruhte ebenso auf der Initiative von Außenminister Fi-
scher, wie die wiederholten Versuche, durch eine russische Einbindung den Krieg schneller 
zu beenden. Trotz des Normbruches versuchte die Bundesregierung also mit allen Mitteln, die 
Legitimität zentraler Normen ihrer bisherigen außenpolitischen Rolle aufrecht zu erhalten.78 

                                                 
76  Ob dieser Bruch bereits einen Rollenwandel konstituiert, ist diskutabel, jedoch sollte bei der Bewertung 

berücksichtigt werden, daß die beteiligten Entscheidungsträger den Ausnahmecharakter des NATO-Einsatzes 
betonten und deshalb in der NATO-Selbstmandatierung keinen Präzedenzfall sehen wollten, vgl. Maull 
2000: 72f.  

77  Der Bielefelder Parteitag der Grünen/Bündnis 90 am 12. Mai 1999 verabschiedete nur mit knapper Mehrheit 
einen Beschluß, der das Vorgehen der Regierung unter bestimmten Voraussetzungen tolerierte. 

78  Bruno Simma hat darauf hingewiesen, daß vor allem Deutschland darauf drängte, die NATO-Intervention als 
inhaltliche und logische Konsequenz der zuvor getroffenen VN-Sicherheitsratsbeschlüsse zu bewerten, vgl.  
Simma 1999: 12. 
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VI. ZUSAMMENFASSUNG UND AUSBLICK 

Im Hinblick auf die eingangs gestellte Frage nach Kontinuität und Wandel der außenpoliti-
schen Ziele, Strategien und Instrumente des vereinigten Deutschlands lässt nun folgendes 
festhalten. Die Außenpolitik der Bundesrepublik nach 1990 ist weitgehend durch Kontinuität 
gekennzeichnet; Wandel fand, wie im Bereich der Europapolitik, vor allem auf der Ebene der 
Strategien und Instrumente statt. Die Ausnahme, die Entsendung von Bundeswehrsoldaten in 
Kampfeinsätze außerhalb des NATO-Bündnisgebietes konnte auf externe Rollenerwartung 
hinsichtlich eines stärkeren deutschen Engagements und einen innergesellschaftlichen Lern-
prozess zurückgeführt werden, der eine Neubewertung des Verhältnisses der bisherigen zen-
tralen Normen von Gewaltvermeidung und Menschenrechtsschutz vornahm. Die empirische 
Analyse zeigt ein gewachsenes Selbstbewusstsein der außenpolitischen Entscheidungsträger 
aufgrund der geglückten Integration aller grundlegenden außenpolitischen Ziele der Nach-
kriegsaußenpolitik (Sicherheit, Integration, Wohlfahrt, Vereinigung). Das gewachsene Selbst-
bewusstsein floss jedoch in die gewohnten institutionellen Kontexte der deutschen Außenpo-
litik, i.e. EU, NATO, KSZE/OSZE und VN, ein und trug so zur Veränderung der Struktur und 
Aufgabenzuweisung dieser Organisationen nach dem Ost-West-Konflikt bei. Den äußeren 
Rahmen des deutschen Rollenverhaltens bildeten neben diesen institutionellen Kontexten die 
externen Rollenerwartungen Frankreichs, der USA, der RSFR sowie in den Erweiterungsfall-
studien auch der neuen Partnerstaaten in Mittel- Osteuropa. Wenngleich die Europäische 
Union weiterhin den wichtigsten Handlungskontext der deutschen Außenpolitik darstellt, ist 
die deutsche Rolle in Europa und darüber hinaus nicht auf diese beschränkt. So bleibt, trotz 
der (anfänglichen) gegenläufigen Positionen in der Frage der NATO-Mitgliedschaft Deutsch-
lands, der NATO-Osterweiterung und der NATO-Kosovointervention auch die russische 
Rollenerwartung ein wichtiger Bezugspunkt der deutschen außenpolitischen Rolle. Der offen-
sichtliche Gestaltungswille der Bundesregierungen unter Kohl (WWU, EU-Osterweiterung; 
Politische Union etc.) und Schröder (Kosovo-Intervention, G-8 Plan und Stabilitätspakt) re-
flektiert einerseits die nach der Vereinigung gewachsene Zuversicht, deutsche Mo-
delle/Ordnungskonzepte könnten zu europäischen Lösungen beitragen. Andererseits verdeut-
lichen sie einen spürbaren Wandel bei der “Konstruktion” der deutschen außenpolitische 
Rolle; diese ist, mit dem Einverständnis der (wichtigen) Partnerstaaten, selbstbewusster ge-
worden.79  
Gleichwohl sind zweierlei Trends im Bereich der Strategien und Instrumente zu beobachten. 
Zum einen hat sich mit den Veränderungen der finanziellen Rahmenbedingungen im Zuge der 
deutschen Vereinigung der permissive Konsens für weitergehende Integrationsschritte in der 

                                                 
79  Vgl. bspw. Die Regierungserklärung von Bundeskanzler Gerhard Schröder vor dem deutschen Bundestag, 

10. November 1998: „Unser Nationalbewußtsein basiert […] nicht auf den Traditionen eines 
wilhelminischen ‚Abstammungsrechts‘ sondern auf der Selbstgewißheit unserer Demokratie… Wir sind 
stolz auf die Menschen im Osten unseres Landes, die das Zwangssystem der SED-Diktatur abgeschüttelt und 
die Mauer zum Einsturz gebracht haben.“ Vgl. Bulletin, 74(11.11. 1998), S. 910.  
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Europäischen Union verändert. Die deutsche Europapolitik erscheint deshalb zunehmend 
“domestiziert”, in dem sie partikulare Interessen auf europäischer Ebene durch Ausnahmere-
gelungen oder durch Transferzahlungen auf der innerstaatlichen Ebene zu befriedigen sucht. 
Zum anderen drückt sich das “neue deutsche Selbstbewusstsein” zeitweise in der Umgehung 
bestehender institutioneller Vereinbarungen (Frenkler 2001), oder sogar, wie im Falle der 
Besetzung des IMF-Direktors, in der Instrumentalisierung der Europäischen Union aus (Har-
nisch 2000b). 
Im Bereich der Ziele deutscher Außenpolitik hat der Privatmann Joschka Fischer mit seinen 
Zukunftsvisionen erneut Initiative im Kernbereich der Europapolitik gezeigt. Die enge Ab-
stimmung mit seinem französischen Amtskollegen Védrine belegt erneut die herausgehobene 
Stellung Frankreichs, bei der “Konstruktion der deutschen Rolle in Europa”. Dabei hat Frank-
reich mittlerweile die strategische Entscheidung für ein “Europa der unterschiedlichen Ge-
schwindigkeiten”, wie es bereits das Schäuble-Lamers Papier 1994 forderte, akzeptiert. Im 
Gegenzug ist der deutsche Außenminister mit seiner Berliner Rede dem französischen Er-
wartungsdruck nach einer Festschreibung der nationalstaatlichen Entscheidungsebene im eu-
ropäischen Politikprozess gefolgt, ohne jedoch föderalstaatliche Elemente deutscher Prägung 
vollständig aufgegeben zu haben. Das Beispiel zeigt: auch in Zukunft wird deutsche Außen-
politik ein (hoffentlich ausgewogenes) Produkt von Selbstbild und Fremderwartung bleiben. 
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